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Vorveranstaltung: 22. November 2011
Besichtigungstouren und Empfang in
der IHK Darmstadt

10. Brennstoffzellen-
forum Hessen

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Energieversorgung der Zukunft spielt
die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechno-
logie eine wesentliche Rolle. Ob im elektro-
mobilen, stationären oder portablen Bereich:
Die Energiespeicherkapazität des Wasser-
stoffs und hohe Effizienz der Brennstoffzelle
als Energiewandler machen die Technologie
für viele Anwendungen interessant.

Hessen widmet sich seit 10 Jahren der Wasserstoff- und
Brennstoffzellentechnologie. In dieser Zeit wurden viele
wichtige Bausteine gelegt, um die Technik auf dem Markt
zu etablieren.

Von Anfang an ist das Brennstoffzellenforum Hessen die
jährliche Top-Veranstaltung zum Thema Wasserstoff und
Brennstoffzellen in Hessen. Das Hessische Ministerium für
Umwelt und Energie, die Wasserstoff- und Brennstoff -
zellen-Initiative Hessen und die Hessen Agentur möchten
daher zusammen mit Ihnen ein kleines Jubiläum feiern: das
10. Brennstoffzellenforum Hessen. 

Aus diesem Anlass bieten wir in diesem Jahr ein besonders
attraktives Veranstaltungsprogramm  in den Räumen unse-
res Gastgebers, der Europäischen Organisation für die
Nutzung meteorologischer Satelliten (EUMETSAT). Die
hochkarätig besetzte Tagung gibt einen umfassenden
Überblick über den Stand der Technologie, die strate -
gischen Aspekte, die aktuellen Projekte und erreichten
Meilensteine sowie die Möglichkeiten zur Mitwirkung.

Am Vortag werden Besichtigungstouren zu Unternehmen
und Institutionen aus der Region angeboten. Wir möchten
Sie einladen, auch bei der anschließenden Begrüßungs-
veranstaltung in der IHK Darmstadt teilzunehmen.

Lucia Puttrich
Ministerin für Umwelt, Energie, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Online-Anmeldung unter:                                                                                                  

www.H2BZ-Hessen.de/BZ-Forum2011

per Fax: 06151 872-4041

Anmeldung zur Veranstaltung 10. Brennstoffzellenforum Hessen
„Innovation trifft Markt“ am 23. November 2011 in den Räumlichkeiten
der EUMETSAT Darmstadt bzw. den Besichtigungstouren und der
Abendveranstaltung am 22. November in der IHK Darmstadt.

Die Teilnahmegebühr beträgt:

a Vortagesveranstaltung am 22. November 2011: 50,00 Euro 
a Haupttagesveranstaltung am 23. November 2011: 80,00 Euro
a beide Veranstaltungstage: 100,00 Euro

(alle Preise inkl. MwSt.)

Für Mitglieder der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Initiative Hessen e.V.
ist die Teilnahme kostenlos. Bitte erleichtern Sie uns die  Organisation
und melden sich umgehend an. Sie erhalten anschließend eine Anmelde-
bestätigung an die angegebene E-Mail-Adresse. Anmeldeschluss ist
der 15. November 2011. Ein Rücktritt von der Anmeldung ist bis 
15. November 2011 kostenfrei möglich. Bei späterer Absage oder
Nicht-Erscheinen wird die volle Teilnahmegebühr berechnet.

Mitglied in der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Initiative Hessen e.V.
(H2BZ-Hessen): O ja O nein O bitte senden Sie mir Informationen

zur  Mitgliedschaft in H2BZ-Hessen zu.
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EUMETSAT | Eumetsat Allee 1 | 64295 Darmstadt

… mit dem Auto: Vom Darmstädter Kreuz kommend fahren Sie
auf der Rheinstraße Richtung Stadtmitte. Vor dem Maritim Rhein-
Main Hotel biegen Sie rechts in die Straße „Am Kavallerie sand“.
Die Eumetsat Allee befindet sich in Fahrtrichtung rechts.

… mit dem Zug/öffentlichen Verkehrsmitteln: Fußweg 
ca. 1,1 km. Aus dem Hauptbahnhof kommend gehen Sie nach
rechts zur Rheinstraße. Wechseln Sie auf die gegenüberliegende
Straßenseite und überqueren Sie rechts die Brücke. Folgen Sie
der Straße „Am Kavalleriesand“ bis zur Eumetsat Allee.

IHK Darmstadt | Rheinstraße 89 | 64295 Darmstadt

… mit dem Auto: über die Autobahnen A 5 oder A 67 bis Drei-
eck Darmstadt, dann die A 672 Richtung Stadtmitte. An der drit-
ten Ampel (Rheinstraße / Hindenburgstraße) links einordnen, in
Gegenrichtung Rheinstraße zurückfahren (U-Turn). Nach etwa
100 Metern befindet sich die IHK auf der rechten Seite.
Parkmöglich keiten sind vorhanden.

… mit dem Zug: bis Darmstadt Hauptbahnhof, Fußweg zur IHK
(etwa 6 Minuten) 

… mit den Straßenbahnlinien 1, 2, 4, 5 und 9 oder mit den 
Buslinien F und H zur Haltestelle „Berliner Allee”.

Veranstaltungsorganisation

Genius GmbH, Robert-Bosch-Straße 7, 64293 Darmstadt
Ansprechpartner: Simon Bublies, T 06151 872-4043

Veranstalter / Kontakt

HA Hessen Agentur GmbH
Geschäftsstelle Wasserstoff- und 
Brennstoffzellen-Initiative Hessen e.V.
Abraham-Lincoln-Straße 38–42, 65189 Wiesbaden

Ansprechpartnerin: Alina Stahlschmidt
T 0611 774-8959, Alina.Stahlschmidt@hessen-agentur.de

Teilnahme an der Vortagesveranstaltung am 22. November 2011 sowie an

Tour 1 Tour 2 Tour 3

Teilnahme an der Haupttagesveranstaltung am 23. November 2011 sowie

Teilnahme an der Führung bei EUMETSAT (Begrenzte Teilnehmerzahl!)

Interesse an einer Probefahrt mit einem Brennstoffzellen-Fahrzeug
am 23. November 2011

„Innovation trifft Markt“
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10 Jahre BZ-Forum Hessen

Hessischer Energiegipfel 
Umsetzungskonzept der 
Hessischen Landesregierung 
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Am 5. April 2011 hat Ministerpräsident Volker 
Bouffier den Hessischen Energiegipfel gegrün-
det und damit einen bundesweit beispielhaften 
gesellschaftlichen Prozess angestoßen. In vier 
Arbeitsgruppen wurde mit Vertretern aller in 
Energiefragen relevanten Gruppen – den Frak-
tionen des Hessischen Landtags, Vertretern 
der Kommunen, von Wirtschafts- und Umwelt-
verbänden, Gewerkschaften und der Industrie 
– über die wesentlichen Fragestellungen bera-
ten:

AG 1:  Ausbau eines zukunftsfähigen Energie-
mixes aus erneuerbaren und fossilen 
Energien in Hessen

AG 2:  Identifizierung von Energieeffizienz- und 
Einsparpotenzialen in Hessen

AG 3:  Anforderungen an eine verlässliche und 
versorgungssichere Energieinfrastruktur 

AG 4:  Gesellschaftliche Akzeptanz einer verän-
derten Energiepolitik in Hessen

Aus den Abschlussberichten der vier Arbeitsgrup-
pen wurde ein gemeinsamer Gesamtbericht des 
Energiegipfels am 10. November 2011 erstellt. Da-
rin werden folgende Ziele, die die strategische Ba-
sis der künftigen hessischen Energiepolitik bilden, 
definiert:

 � Deckung des Endenergieverbrauchs in Hessen 
(Strom und Wärme) möglichst zu 100 Prozent 
aus erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2050

 � Steigerung der Energieeffizienz und Realisie-
rung deutlicher Energieeinsparungen 

 � Ausbau der Energieinfrastruktur zur Sicherstel-
lung der jederzeitigen Verfügbarkeit - „so de-
zentral wie möglich und so zentral wie nötig“

 � Steigerung der gesellschaftlichen Akzeptanz 
der energiepolitisch notwendigen Schritte in 
der Zukunft

Hessen entscheidet sich für einen machbaren und 
realistischen Kurs: Weil die Bewahrung der Schöp-
fung und die Sicherung des Wohlstandes hierbei 
die wichtigsten Ziele sind, setzt die Hessische Lan-
desregierung auf Zukunftskonzepte, die umsetz-
bar und für den Bürger nachvollziehbar sind. 

Damit Hessen als starker Industrie- und Dienst-
leistungsstandort mit sicheren Arbeitsplätzen und 
wirtschaftlicher Dynamik stark bleibt, ist eine si-
chere Energieversorgung zu bezahlbaren Preisen 
unabdingbar.

Zur  Erreichung der Ziele ist gesellschaftliche Ak-
zeptanz eine zwingende Voraussetzung.

Hessen stellt hier jedoch keine Insel dar, sondern 
muss sich innerhalb der internationalen, europäi-
schen und nationalen Ziele und Rahmensetzungen 
bewegen.

Einleitung

54



2 Einbettung der hessischen Energiepolitik 
in den europäischen und nationalen 
Rahmen
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Die Hessische Landesregierung ordnet ihre 
Energiepolitik in den Kontext der internatio-
nalen, europäischen und nationalen Ziele und 
bestehender rechtlicher Rahmenbedingungen 
ein. Ihr ist bewusst, dass die Umsetzung der ge-
setzten Ziele eine kontinuierliche und intensive 
Arbeit in den kommenden 40 Jahren erfordert.

Das Eckpunktepapier der Bundesregierung vom 
Juni 2011 gibt auf nationaler Ebene die Eckpunkte 
des Wegs zur Energie der Zukunft vor, damit diese 
für alle sicher, bezahlbar und umweltfreundlich zur 
Verfügung steht.

Die Bundesregierung hat mit der Novelle des Er-
neuerbare Energien Gesetzes (EEG) die Vergütung 
so geregelt, dass der Ausbau von Windenergie-
anlagen und anderen Anlagen zur regenerativen 
Stromerzeugung dynamisch weiter gehen kann 
und für Planungs- und Investitionssicherheit ge-
sorgt. Eine zusätzliche finanzielle Förderung des 
Landes ist daher in diesem Bereich nicht erforder-
lich. Ganz entscheidend ist jedoch für die Entwick-
lung der Windenergie an Land die Ausweisung von 
Eignungsflächen. Dafür wird das Land mit seiner 
planerischen Kompetenz den Landesentwick-
lungsplan ändern und die Kommunen werden da-
rauf aufbauend die Regionalpläne anpassen. 

Ebenso verhält es sich mit dem Netzausbau; ihm 
kommt für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
eine zentrale Bedeutung zu. Die Bundesregierung 

hat mit dem Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
(NABEG) die Voraussetzungen für einen schnel-
leren Ausbau der Stromübertragungsnetze ge-
schaffen, die im Wesentlichen den Windstrom von 
Norden auch über Hessen nach Bayern und Baden-
Württemberg bringen, die aber auch für die Strom-
versorgung in Hessen dringend benötigt werden. 
Nach Auffassung der Hessischen Landesregierung 
ist das Energiesystem so zentral wie nötig und so 
dezentral wie möglich auszugestalten. 

Um den Zubau der erforderlichen Stromerzeu-
gungs- und Verteilungskapazitäten zu unterstüt-
zen, nutzt die Landesregierung insbesondere die 
ihr zustehenden Möglichkeiten der Landespla-
nung und Maßnahmen zur Steigerung der Akzep-
tanz. 

Auch im Bereich der Energieeffizienz wird die 
Hessische Landesregierung die ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten umfassend nutzen, um 
die Energieeinsparung bei privaten Haushalten, 
Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und Industrie 
weiterhin zu unterstützen. Zu den Mitteln zählt da-
bei insbesondere die Initiierung von Modellprojek-
ten mit Vorbildcharakter. Mit diesen lässt sich am 
Besten zeigen, welche Möglichkeiten und Poten-
ziale genutzt werden können. Beispielsweise hat 
die Hessische Landesregierung durch ihre massive 
Unterstützung der Passivhaustechnologie dafür 
gesorgt, dass sich diese Bauweise verbreitet hat 
und die von der EU ab dem Jahr 2021 verbindlich 

geforderte „Niedrigstenergiebauweise“ tatsäch-
lich realistisch für Neubauten eingeführt werden 
kann. Hierfür war das Zusammenwirken Vieler ent-
scheidend: von engagierten Wissenschaftlern, von 
risikobereiten Herstellern, von für Neuerungen of-
fenen Handwerkern und natürlich von vielen Bau-
willigen, die auf ein zukunftssicheres und nachhal-
tiges Haus setzen. Die Hessische Landesregierung 
geht bei ihren eigenen Liegenschaften selbst vor-
bildhaft voran.

Die technischen Anforderungen, die an die Einhal-
tung von Energiegrenzwerten von Neubauten und 
Altbauten gestellt werden, fallen in die Zustän-
digkeit des Bundes, der dabei auch die Vorgaben 
der EU-Gebäudeeffizienzrichtlinie umsetzen muss. 
Dieser Bereich ist aufgrund der Kompetenzver-
teilung nicht für landesspezifische Sonderrege-
lungen geeignet. Auch eine Breitenförderung ist 

Aufgabe des Bundes. Ähnlich verhält es sich im Be-
reich der Stromeffizienz, bei dem die technischen 
Anforderungen an energieverbrauchsrelevante 
Geräte durch eine Vielzahl von EU-Verordnungen 
vorgegeben werden.

Aufgabe der Landesregierung ist es, die Ziele der 
Energiepolitik zu definieren sowie die Rahmenbe-
dingungen für eine erfolgreiche Verwirklichung 
und die hierfür notwendigen Maßnahmen auf 
Landesebene festzulegen. Dabei geht es der Hes-
sischen Landesregierung auch stets um eine breite 
Akzeptanz in der Bevölkerung für den eingeschla-
genen Weg in der Energiepolitik. Die Stärke eines 
Landes liegt aufgrund seiner Nähe zu Bevölkerung, 
Städte und Kommunen insbesondere in den Be-
reichen Informieren, Beraten und Fördern. Diese 
Bereiche werden von der Hessischen Landesregie-
rung in den kommenden Jahren daher vorrangig 
bearbeitet. 

Einbettung der hessischen Energiepolitik in den europäischen und nationalen Rahmen
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Status Quo des 
Energieverbrauchs  
in Hessen

Der Endenergieverbrauch, EEV, ist – ebenso wie  
der Primärenergieverbrauch - in Hessen seit 
1995 nahezu konstant und entwickelte sich ab-
hängig von der Witterung und Weltmarktprei-
sen in den letzten Jahren wie folgt:

Jahr 2006:  233 TWh/a 

Jahr 2007:  220 TWh/a  

Jahr 2008:  228 TWh/a 

Jahr 2009:  216 TWh/a 

Der gesamte Endenergieverbrauch verteilte sich in 
Hessen 2009 wie folgt: 

Strom:  37 TWh/a (ca. 17,1 %) 

Wärme: 82 TWh/a  (ca. 38,0 %)

Verkehr: 97 TWh/a  (ca. 44,9 %)

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, 2012

Am Endenergieverbrauch nimmt der Verkehrssek-
tor mit knapp 45 Prozent einen bedeutenden und 
tendenziell steigenden Anteil ein; dies spiegelt die 
Rolle Hessens als Transitland wider. Zudem nimmt 
der Luftverkehr in Hessen mit dem größten deut-
schen Flughafen eine  herausragende Rolle ein. 

Vorerst wird daher mit der Bezugsgröße Endener-
gieverbrauch ohne Verkehr gearbeitet.

Betrachtet man den EEV ohne den Verkehrssektor 
ergeben sich folgende Zahlen:

Jahr 2006:  133 TWh/a

Jahr 2007:  120 TWh/a 

Jahr 2008:  125 TWh/a

Jahr 2009:  119 TWh/a

Rund 60 Prozent des Endenergieverbrauchs - ohne 
Verkehr - entfallen auf Wärmeanwendungen (Hei-
zung, Warmwasser), rund 10 Prozent auf Prozess-
wärme in der Industrie und rund 30 Prozent auf 
Stromanwendungen (u. a. elektrische Antriebe, 
Kühlung, Beleuchtung).

Festzuhalten ist, dass die Wärmeerzeugung meist 
durch Erdöl- und Erdgasheizungen erfolgt. Die 
Wärmeversorgung durch erneuerbare Energien 
betrifft in signifikantem Ausmaß nur die Biomas-
se. Der Anteil der Biowärme liegt derzeit bei etwa 
sechs bis sieben Prozent.

3
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Handlungsfelder und Maßnahmen  
der Hessischen Landesregierung

4
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Die Landesregierung ist entschlossen, die vom 
Hessischen Energiegipfel definierten Ziele und 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen in 
einer Neufassung des Hessischen Energiegeset-
zes und der damit verbundenen Förderrichtlini-
en aufzunehmen. 

Auf dieser Grundlage wird die Hessische Landes-
regierung ihre künftige Energiepolitik ausrichten. 
Diese wird zusätzlich von den folgenden Rahmen-
bedingungen bestimmt:

 � Fossile Ressourcen wie Kohle, Öl, Gas sind end-
lich und zudem umwelt- und klimaschädlich. 
Fossile Energieträger stellen daher eine Brücke 
hin zu einer vollständig auf erneuerbaren Ener-
gien beruhenden Energieversorgung dar. 

 � Die Endlichkeit der fossilen Energieträger, der 
beschleunigte Ausstieg aus der Atomenergie 
und die Klimaschutzziele zwingen zu einer 
grundlegenden Transformation der Energiever-
sorgung. Diese muss verlässlich, umweltscho-
nend, bezahlbar und gesellschaftlich akzeptiert 
sein.

 � Die Steigerung der Energieeffizienz hat höchste 
Priorität, um eine Energieversorgung möglichst 
zu 100 Prozent bis 2050 aus erneuerbaren Ener-
gien zu ermöglichen.

 � Die hohen erforderlichen Investitionen im Ener-
giebereich und die erforderliche Planbarkeit 
machen eine rechtzeitige Weichenstellung er-
forderlich.

 � Es müssen vorbehaltlos alle technologischen 
Möglichkeiten der Energieerzeugung auf ihre 
kurz-, mittel- und langfristige Eignung über-
prüft und neue Technologien erforscht werden. 

Für die Hessische Landesregierung ergeben sich 
unter dem Leitbild „Informieren - Beraten – För-
dern“ in den Sektoren Strom und Wärme die fol-
genden Handlungsfelder:

 � Handlungsfeld Energiemix 
(Biomasse, Windkraft, Sonnenenergie, Geother-
mie, Wasserkraft, fossile  Energien)

 � Handlungsfeld Energieeffizienz
(Energieberatung für Privathaushalte und 
Unternehmen, Gebäudesanierung,  Stromein-
sparung, rationelle Energienutzung)

 � Handlungsfeld Infrastruktur
(Verstärkung der Mittel- und Niederspan-
nungsnetze, Ergänzung der Verteilnetze, 
Vorrang- und Ausschlussgebiete für Windener-
gie, Ausbau des Stromnetzes, Öffentlichkeits-
beteiligung)

 � Handlungsfeld Akzeptanz
(Verbesserung der Informations- und Beteili-
gungsmöglichkeiten der  Bürgerinnen und 
Bürger, Evaluation der Förderprogramme, 
Bildungsarbeit).

Hessisches Energiegesetz

Die Hessische Landesregierung wird vor dem Hin-
tergrund dieser Handlungsfelder ein Energiegipfe-
lumsetzungsgesetz vorbereiten und in den Land-
tag einbringen. Gegenstand des Gesetzes soll u.a. 
sein:

 � Rechtliche Verankerung der vom Energiegipfel 
festgelegten Ziele zur Deckung des Endener-
gieverbrauchs aus erneuerbaren Energiequel-
len möglichst zu 100% bis zum Jahr 2050

 � Festlegung der künftigen Förderschwerpunkte
 � Festlegung eines Energie-Monitorings 

In den folgenden Abschnitten werden die Hand-
lungsfelder sowie konkrete Maßnahmen und Pro-
jekte den Bereichen Strom und Wärme zugeord-
net, beschrieben und erläutert.

Handlungsfelder und Maßnahmen der Hessischen Landesregierung

Potenzialstudien 

Das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz hat meh-
rere Potenzialstudien in Auftrag gegeben. Die 
Biomassepotenzialstudie wurde 2010 und der 
Biomasseaktionsplan 2011  vorgestellt. Damit 
liegen die Eckdaten für eine effiziente Nutzung der 
Bioenergie vor. 

Um eine verlässliche Regionalplanung zu ermög-
lichen, wurde eine Windkarte erstellt. Mit diesem 
Kataster ist auf wenige Meter genau festzustellen, 
an welchen Standorten Windkraftanlagen effizient 
eingesetzt werden können. Diese Windkarte wur-
de am 5. Dezember 2011 der Öffentlichkeit vor-
gestellt und den Regionalplanern zur Verfügung 
gestellt. 

Ein Solardachkataster befindet sich in der Pilot-
phase. Dieses wird zukünftig in bundesweit einma-
liger Detailtreue die Möglichkeiten solarer Energie-
gewinnung in Hessen aufzeigen. Weiterhin liegen 
eine Analyse der Wasserkraftnutzung sowie eine 
3-D-modellierte Darstellung der Geothermie-
potenziale in Hessen vor.

Mit der Beauftragung der Potenzialstudien hat 
die Landesregierung die zwingend erforderlichen 
Grundlagen für eine sach- und zielorientierte Dis-
kussion geschaffen. Aufgrund der daraus abzulei-
tenden Erkenntnisse sind erstmals entsprechende 
langfristige Planungen auch im Bereich Landes-
entwicklungsplanungen möglich.

4.1 Handlungsfeld Energiemix: 
Ausbau der erneuerbaren 
Energien zur Strom- und 
Wärmeerzeugung

4.1.1 Stromerzeugung

Status Quo beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien in Hessen in Bezug auf die 
Stromerzeugung:

 2008 2009 2010
 TWh TWh TWh

Biomasse 0,98 1,15 1,42
Windenergie 0,68 0,66 0,65
Photovoltaik 0,24 0,35 0,60
Wasserkraft 0,45 0,46 0,53
Geothermie 0,00 0,00 0,00

Stromerzeugung  
erneuerbare 
Energien gesamt 2,35 2,62 3,20

Nettostrom- 
verbrauch 
gesamt 38,08 36,71 37,63

Anteil der Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien  
am gesamten Nettostrom- 
verbrauch in Hessen
 6,2 % 7,1 % 8,5 %

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, 2012

 

Potenziale beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien im Strombereich

Der Energiegipfel hat die Potenziale der verschie-
denen Energieformen formuliert. Diese gestalten 
sich wie folgt:

Biomasse:   13,4 TWh/a 
(Strom und Wärme)

Windkraft:   28 TWh/a 
(bei max. Ausnutzung von 2 %  
der Landesfläche theoretisch möglich)

Photovoltaik:   6  TWh/a

Geothermie:  0,3- 0,4  TWh/a

Wasserkraft:   0,5  TWh/a
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Ausbau der Biomasse zur Stromerzeugung1 

Aus dem Primärenergieträger Biomasse, der sich in 
Hessen zu rund 60 Prozent aus nachwachsenden 
Rohstoffen aus Land- und Forstwirtschaft und zu 
rund 40 Prozent aus biogenen Abfallstoffen zu-
sammensetzt, werden Wärme, Strom und flüssige 
Kraftstoffe erzeugt.

Im Hinblick auf die gesamte Stromerzeugung aus 
regenerativen Quellen betrug der Anteil der Bio-
masse im Jahr 2010 rund 45 Prozent. 

Durch die Arbeit des Kompetenzzentrums Hessen-
Rohstoffe (HeRo) wurde die energetische und 
stoffliche Biomassenutzung in Hessen in den ver-
gangenen Jahren entschieden vorangebracht.

Im Strombereich werden für die Biomasse weitere 
Ausbaumöglichkeiten gesehen, die über folgende 
Maßnahmen realisiert werden können:

 � Weiterer Ausbau des „Hessischen Biogas-For-
schungszentrums“ (HBFZ) auf dem Eichhof Bad 
Hersfeld 

 � Entwicklung verbesserter KWK-Konzepte für 
Biogasanlagen (Strom und Wärme) 

 � Durchführung von Fachveranstaltungen zur 
effizienten Bioerdgasproduktion und -nutzung 
(Strom und Wärme)

 � Intensivierte Öffentlichkeitsarbeit 

Ausbau der Windenergie

Die Hessische Landesregierung wird durch Ände-
rung des Landesentwicklungsplans die Voraus-
setzungen schaffen, damit in der Größenordnung 
von 2 Prozent der Landesfläche Vorrangflächen zur 
Nutzung der Windenergie zur Verfügung stehen 
und die übrigen Flächen als Ausschlussflächen 
gelten. Die von den Regierungspräsidien zu erar-
beitenden und von den Regionalversammlungen 
zu beschließenden Regionalpläne werden darauf 
abgestimmt. Die Ausweisung der Windvorrang-
flächen erfolgt nach den Kriterien, die vom Hessi-
schen Energiegipfel empfohlen wurden: 

 � Windhöffigkeit/ Windressourcen, 
 � immissionsschutzrechtliche Kriterien

(z.B. Abstand zu Siedlungsgebieten gemäß 
den Handlungsempfehlungen des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung und des Hessischen Ministeri-
ums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz zu Abständen von raumbe-
deutenden Windenergieanlagen zu schutzwür-
digen Räumen und Einrichtungen)

 � Abstandsregelung zu Infrastrukturen (Autobah-
nen und Schienenwege), 

 � naturschutzfachliche Ausschlussflächen (z.B. 
Nationalpark, Kernzonen des Biosphärenreser-
vats, Nationalparks, Naturschutzgebiete und 
Naturdenkmäler. Bei Natura 2000-Gebieten 
und den weiteren Gebieten des Biosphärenre-
servats sind Einzelfallprüfungen erforderlich.), 

 � möglichst effiziente Flächennutzung zur Mini-
mierung des Flächenbedarfs

 � Konzentration von Anlagen zu Windparks. 

Eine generelle Höhenbegrenzung soll nicht festge-
legt werden, vielmehr ist eine Einzelfallprüfung ist 
erforderlich. 

Weiterhin sind folgende Maßnahmen geplant:

 � Zur landesweiten Vereinheitlichung, Vereinfa-
chung und Beschleunigung des Verwaltungs-
handelns wird im 2. Quartal 2012 ein zwischen 
dem HMUELV und dem HMWVL abgestimmter 
Erlass für die naturschutzrechtliche Prüfung 
von Windenergieanlagen veröffentlicht. Dieser 
Erlass ist für die oberen und unteren Natur-
schutzbehörden bindend und von diesen in 
den Verfahren zur Aufstellung bzw. Änderung 
der Raumordnungspläne sowie bei Zulassung 
von Windenergieanlagen zu beachten. Die Ge-
nehmigungsdauer von Windenergieanlagen 
innerhalb der regionalplanerischen Vorrang-
gebiete muss verkürzt werden. Beispielhaft 
zu erwähnen sind hier die Hinweise für die 
naturschutzrechtliche Prüfung von Windener-
gieanlagen im Bundesland Bayern im dortigen 
Erlass vom 20.12.2011. Die Landesregierung 
wird sich für eine Vereinfachung und Beschleu-
nigung der Verfahren einsetzen. Vorgaben des 
europäischen Umwelt- und insbesondere Na-
turschutzrechts erweisen sich in Einzelfällen 
als Konfliktpotenzial bei infrastrukturellen Pla-
nungen. Daher müssen eventuelle Zielkonflikte 
möglichst frühzeitig erkannt und ausgeräumt 
werden, um Genehmigungsverfahren zu ent-
lasten und möglichst schnell abschließen zu 
können. Weitere Möglichkeiten zur Vereinfa-
chung und Beschleunigung der Verfahren auch 
im Wege der Überprüfung materiellen Rechts 
sind zu prüfen.

 � Der Energiegipfel kam überein, die Nutzung 
der Windkraft im Wald zu intensivieren. Die Lan-
desregierung wird den Ausbau der Windkraft 
in Hessen durch die Bereitstellung geeigneter 
landeseigener Waldgrundstücke vorantreiben. 
Hierzu wird im ersten Halbjahr 2012 ein Erlass 
angefertigt.

 � Im Bereich Windenergienutzung kann die Lan-
desregierung neben der Bereitstellung wissen-
schaftlich fundierter Grundlageninformationen 
einen erheblichen Beitrag zur Akzeptanzsteige-
rung leisten. Hierzu sollen Regionalveranstal-
tungen, verteilt über die hessischen Windeig-
nungskerngebiete, durchgeführt werden. Die 
Akzeptanz kann nur mit Argumenten erreicht 
werden, die die Bürgerinnen und Bürger  auch 
in Bezug auf ihre eigene Situation nachvollzie-
hen können. 

 � Schließlich unterstützt das Land Beteiligungen 
Hessischer Energieversorger an Offshore-Anla-
gen durch Bürgschaften.

Ausbau der Photovoltaik

Der Ausbau der Photovoltaik wird hauptsächlich 
durch die Förderung des EEG beeinflusst. Darüber 
hinaus wird das Land Hessen folgende Maßnah-
men ergreifen:

 � Landesweite Umsetzung des Solardachkatas-
ters 2012/2013

 � Integrierung von Photovoltaikanlagen in Lärm-
schutzanlagen. Die Landesregierung wird die 
Bundesregierung auffordern, bundesweit zu 
ermitteln, welche Potenziale hier bestehen und 
welche Maßnahmen für eine erfolgreiche Mo-
bilisierung dieses Potenzials ergriffen werden 
müssen.

 � Auf Konversionsflächen ist die photovoltaische 
Stromerzeugung ebenfalls EEG-konform. In 
einer im Jahre 2010 vom Hessischen Ministe-
rium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz erarbeiteten Arbeitshilfe 
„Fotovoltaik auf Altablagerungen und Depo-
nien“ wird das Thema bereits teilweise behan-
delt. In einer Studie soll nun das Potenzial auf 
allen Konversionsflächen - hier sind vor allem 
betriebliche Flächen im Fokus - beschrieben 
werden.

Ausbau der Geothermie

Tiefengeothermie-Anlagen, insbesondere zur 
Stromerzeugung, stellen eine technische und 
wirtschaftliche Herausforderung dar, können aber 
in der Zukunft einen wichtigen Beitrag zur Strom-
erzeugung leisten. Die Grundlagen für derartige 
Projekte wurden bereits erarbeitet. Das von der TU 
Darmstadt erarbeitete Projekt „3D-Modell der geo-
thermischen Tiefenpotenziale von Hessen (Hessen 
3-D)“ liegt vor und kann die geothermischen Tie-
fenpotenziale an jedem beliebigen Ort Hessens 
interaktiv abbilden. 

Maßnahmen zur Nutzung tiefer Geothermie 
zur Stromerzeugung:

 � Das Land Hessen hält ein Förderangebot bereit, 
das den Risiken potenzieller Investoren ange-
passt ist. An zentraler Stelle steht hier das „Fün-
digkeitsrisiko“ einer Bohrung, das heißt, ob man 
die für den wirtschaftlichen Betrieb notwendi-
ge Temperatur und Fließrate erreichen wird. Da-
bei kann ein Zuschuss zu den Ausgaben für die 
Versicherung des Bohr- und Fündigkeitsrisikos 
der Erstbohrung gewährt werden. 

 � Förderung einer ersten Tiefenbohrung zur kom-
binierten Energie- und Wärmegewinnung.

 � Implementierung und Anwendung des 3D-Mo-
dell der geothermischen Tiefenpotenziale von 
Hessen (Hessen 3-D) 

Handlungsfelder und Maßnahmen der Hessischen Landesregierung

1 Da die Maßnahmen zur Nutzung der Biomasse im Strom- und 
Wärmebereich stark ineinandergreifen, werden Maßnahmen im Bereich 
Biomasse sowohl im Kapitel Strom als auch im Kapitel zum Thema Wärme 
dargestellt.

1716



Ausbau der Wasserkraft

Die Wasserkraft wird aufgrund der Gegebenheiten 
in Hessen einen relativ geringen Anteil an den er-
neuerbaren Energien stellen. Möglichkeiten zum 
Ausbau der Wasserkraft werden – wie auch durch 
den Energiegipfel dargelegt – in folgenden Berei-
chen gesehen:

 � Neubau an vorhandenen Wehrstandorten
 � Modernisierung vorhandener Anlagen
 � Erhöhung des Ausbaudurchflusses

Hierfür ist das Planungswerkzeug „Wasserkraftan-
lagen (WKA)-Aspekte“ für die hessischen Regie-
rungspräsidien sehr hilfreich. Dieses war zentraler 
Bestandteil einer vom Hessischen Ministerium für 
Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz bei der Universität Kassel in Auftrag gege-
benen Studie. Mit diesem System wird den Nut-
zern ein Werkzeug zur Verfügung gestellt, das alle 
Daten zu hessischen Wasserkraftanlagen bereit-
stellt sowie die Durchführung von Simulationen 
und die energetisch-wirtschaftliche Analyse von 
Einzelfällen ermöglicht. Diese Untersuchungen 
bieten die Chance, sowohl naturschutzrechtliche 
als auch wirtschaftliche Interessen zu vereinbaren. 
Beim Betreiben von Wasserkraftanlagen sind die 
Belange des Artenschutzes stets in angemessener 
Weise zu berücksichtigen.

Pumpspeicherkraftwerke sind eine praxisbewähr-
te Technik zur Stromspeicherung und leisten mit 
dem Ausgleich von Lastspitzen einen wichtigen 
Beitrag zur Netzstabilität. Da infolge des Ausbaus 
volatiler Stromerzeugungsarten (Windkraft und 
Photovoltaik) der Bedarf an flexibler Regelenergie 
steigt, sind die potentiell für Pumpspeicherkraft-
werke geeigneten Standorte in Hessen zu identi-
fizieren. 

Speichertechnologien

Die Hessische Landesregierung wird eine Initia-
tive für Speichertechnologien ins Leben rufen: 
Der Netzausbau als Konsequenz aus dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien stellt die Energiewirt-
schaft vor große Herausforderungen. Daher muss 
an Lösungen geforscht und gearbeitet werden, 
die ggf. alternativ bzw. als Ergänzung zum Netz-
ausbau dazu dienen, die in Zukunft vorhandenen 
Überschussenergiemengen aus den erneuerbaren 
Energien zu speichern. Die Speichertechnologieof-
fensive wird sich drei zentralen Themen zuwenden:
Methanisierung von Biorohgas
Das Projekt Methanisierung von Biorohgas am 
Eichhof soll in Kooperation mit Fraunhofer/IWES 
und dem Bundesland Thüringen umgesetzt wer-
den.

Wärmespeicherung

Das Förderprojekt Wärmespeicherung zur Laufzei-
toptimierung eines Blockheizkraftwerks zur Wärme-
versorgung befindet sich in der Umsetzung. Es wer-
den zwei weitere Wärmespeicherprojekte initiiert.

Kavernenspeicherung

Zu der Kavernenspeicherung wird eine Mach-
barkeitsstudie an einem geologischen Institut in 
Auftrag gegeben. Hier ist die enge Abstimmung 
und Zusammenarbeit mit den Betreibern der 
Salzgewinnungsanlagen anzustreben.

Ausbau der Wasserstofftechnologie

Für die Energieversorgung der Zukunft spielt die 
Wasserstofftechnik hinsichtlich der Speicherpro-
blematik, der sich die Hessische Landesregierung 
im Besonderen zuwenden will, sowie hinsichtlich 
der Elektromobilität eine herausragende und stra-
tegische Rolle. Hessen hat sich hier bereits eine 
herausragende Position in Deutschland erarbeitet. 
Wasserstoff wird in Zukunft neben dem Strom als  
speicherbare Energie eine zentrale Rolle spielen. 

Mit dem Industriepark Frankfurt-Höchst und den 
dort als Nebenprodukt einer Chemieanlage anfal-
lenden rund 30 Millionen Norm-Kubikmeter Was-
serstoff, der Energie- und Anlagentechnik-Expertise 
des Industrieparkbetreibers Infraserv Höchst und 
der modernen Wasserstofftankstelle verfügt Hessen 
über eine bundesweit herausragende Kompetenz im 
Bereich der Wasserstofftechnik. Zusammen mit den 
unmittelbar um den Chemiepark ansässigen Spezi-
alchemie-, Werkstoff- und Automotive-Unterneh-
men sowie Entwicklungs- und Prüfinstituten und 
den Hochschulen besitzt Hessen eines der bedeu-
tendsten Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Cluster. 
Aufgrund seiner zentralen und verkehrsgünstigen 
Lage ist der Standort zudem Herzstück eines nati-
onalen und europäischen Wasserstoff-Netzes. Die 
hier vorhandene Expertise bietet hervorragende 
Potenziale für eine zielgerichtete Forcierung und 
Bündelung von zukunftsweisenden Projekten und 
Anwendungsentwicklungen, die die technologi-
sche Position der ansässigen Unternehmen, aber 
auch Deutschlands und Europas insgesamt stärken

Folgende Maßnahmen sind in diesem Bereich vor-
gesehen:

 � Prüfung der Realisierung eines Anwendungs-
zentrums Wasserstoff Hessen. Hierzu wird eine 
Machbarkeitsstudie initiiert, die untersucht, ob 
und in welcher Weise zeitnah ein solches An-
wendungszentrum eingerichtet werden kann.

 � Unterstützung der Einrichtung einer mobilen 
Wasserstoffinfrastruktur in Hessen.

Brennstoffzellentechnologie

Die Förderung der Brennstoffzellentechnologie 
durch die Finanzierung der Geschäftsstelle der 
Wasserstoff- und Brennstoffzelleninitiative ist sehr 
erfolgreich und verfügt über die hessischen Lan-
desgrenzen hinaus über einen exzellenten Ruf. 
Die zuletzt erzielten Erfolge im Bereich Mobilität 
(clean-energy-partnership) und stationäre Anwen-
dung (Rhein-Main bluecluster mit Projekten im Be-
reich Rechenzentren in Frankfurt) zeigen, dass die 
Einführung einer innovativen Technologie direkt 
von der Art und Qualität der „Bewerbung“ dieser 
Technologie abhängt. Viele Unternehmen zeigen 
sich sehr interessiert, wenn sie von der Technolo-
gie und deren Potenzial erfahren. Es ist daher be-
absichtigt, die Öffentlichkeitsarbeit und die Aktivi-
täten in diesem Bereich auszubauen.

Technologieoffensive des Landes Hessen

Um die im Abschlusspapier des Energiegipfels for-
mulierten Ziele zu erreichen bzw. die dort festge-
legten Aktivitäten umzusetzen, bedarf es auch der 
Mobilisierung des wissenschaftlich- technischen 
Potenzials in Hessen. Ziel der Fördermaßnahme 
ist die Erschließung und Nutzung neuer Techno-
logien, Verfahren und Strategien in den Berei-
chen erneuerbare Energien, Energieeffizienz und 
-einsparung. Dabei können durch das Hessische 
Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben gefördert werden, die basierend 
auf heutzutage weitgehend vorhandenen Kennt-
nissen kurzfristig umsetzbar sind und die Konkur-
renzfähigkeit im wirtschaftlichen Bereich unmit-
telbar stärken. Weiterhin sind Entwicklungen von 
mittel- bis langfristig verfügbaren Innovationen, 
förderfähig. Antragsberechtigt sind hessische Un-
ternehmen, die Entwicklungen im Energietechno-
logiebereich voranbringen und forschungsorien-
tiert arbeiten sowie hessische Hochschulen und 
hochschulähnliche Einrichtungen im Bereich der 
angewandten Forschung.

Der Erforschung neuer Energie- und Energiespei-
chertechnologien kommt eine Schlüsselrolle bei 
der Transformation der Energieversorgung hin zu 
einem Ausbau der erneuerbaren Energien zu.

Hessen verfügt aufgrund seiner Vielzahl an staat-
lichen und privaten Hochschulen, wissenschaft-
lichen Forschungseinrichtungen, Max-Planck-In-
stituten und Fraunhofer-Instituten wie kaum ein 
anderer Standort über ein enormes Forschungs- 
und Entwicklungspotenzial (zusammengefasst 
über 100 Einrichtungen!).  Gerade auch im Bereich 
der Energieforschung verfügt Hessen über eine 
hervorragende Forschungs- und Entwicklungs-
landschaft.

Folgende Forschungsinitiativen sind zusätzlich im 
Ressortsbereich des Hessischen Ministeriums für 
Wissenschaft und Kunst  bereits begonnen und 
künftig vorgesehen:

 � Die TU Darmstadt hat bereits 2007 ihre For-
schungs- und Ausbildungsaktivitäten in der 
Energieforschung im „Energy Center“ gebün-
delt, das sich zum Ziel gesetzt hat, innovative 
Lösungen für übergeordnete interdisziplinäre 
Fragen der Energieforschung zu erforschen. 
Aktuelle Forschungsschwerpunkte an der TU 
Darmstadt sind regenerative Energien, der 
Betrieb einer Kraftwerk-Versuchsanlage zur 
Abscheidung von Kohlendioxid (CO2), energie-
effiziente Solarhäuser, die Batterieforschung, 
elektrische Energiesysteme sowie die Gastur-
binenforschung und die Tiefengeothermie. 
Darüber hinaus koordiniert die TU Darmstadt 
die hessischen Partner des Climate KIC, einer 
Wissens- und Innovationsgemeinschaft des Eu-
ropäischen Instituts für Innovation und Techno-
logie. 

 � An der Goethe-Universität Frankfurt stellen 
die Bereiche Klimaforschung und die Atmo-
sphärenforschung wichtige wissenschaftliche 
Schwerpunktfelder dar. 
Im Rahmen des LOEWE-Programms wird an 
dem Forschungszentrum „Biodiversität und 
Klima“ (BIK-F) im Zeitraum 2008 - 2014 feder-
führend durch die Senckenberg Gesellschaft 
für Naturforschung in Zusammenarbeit mit der 
Goethe Universität und dem Institut für sozi-
alökologische Forschung GmbH in Frankfurt 
(ISOE) an den Auswirkungen von Klimaverän-
derungen gearbeitet. Die Landesregierung hat 
für das Projekt bisher eine Gesamtsumme von 
rd. 44,4 Mio. Euro an Projektmitteln für den Zeit-
raum 2008 – 2014  bereitgestellt. Das ISOE in 
Frankfurt hat einen eigenen Forschungsschwer-
punkt  zu „Energie- und Klimaschutz im Alltag“.

 � Die Justus-Liebig-Universität in Gießen ist füh-
rend bei der Batterieforschung und betreibt in 
enger Vernetzung mit der BASF ein Elektroche-
mie-Labor. 

 � Um den Standort der Universität Kassel ist ein 
weiterer Know-how-Cluster im Bereich der 
Energieforschung angesiedelt. Der Bereich 
Energie- und Umweltforschung mit dem CESR 
(Center for Environmental Systems Research) 
und dem CliMA (Kompetenzzentrum für Klima-
schutz und Klimaanpassung) stellt einen wich-
tigen Forschungsschwerpunkt der Universität 
dar, der durch weitere außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen, Clusterstrukturen und 
Firmen ergänzt wird. Das KDEE (Kompetenz-
zentrum für Dezentrale Elektrische Energiever-
sorgungstechnik) befasst sich mit geräteorien-
tierter Energiesystemtechnik für die Nutzung 
erneuerbarer Energien. Das erst 2011 gegrün-

Handlungsfelder und Maßnahmen der Hessischen Landesregierung
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dete Anwenderzentrum IdE (Institut für dezent-
rale Energietechnologien)  soll die Entwicklung 
regenerativer Energiesysteme vorantreiben 
und wird sich schwerpunktmäßig mit der Sys-
temtechnik dezentraler Energietechnologien 
beschäftigen.  

Das Fraunhofer-Institut für Windenergie & Ener-
giesystemtechnik IWES in Kassel befasst sich mit 
anwendungsorientierter Forschung auf dem Ge-
biet der Elektro- und Systemtechnik zur Nutzung 
erneuerbarer Energien. Die Forschungsgebiete 
des Instituts umfassen das gesamte Spektrum der 
Windenergie von der Materialentwicklung bis hin 
zur Netzoptimierung sowie die Energiesystemtech-
nik für die Nutzung aller Formen der Erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Photovoltaik, Wind-, 
Meeres- und Bioenergie.  Darüber hinaus gibt es an 
allen hessischen Hochschulen und Forschungsein-
richtungen zahlreiche weitere Forschungsprojek-
te, die wertvolle Beiträge zur Energie- und Klima-
forschung leisten. Bei der Förderung angewandter 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben über die 
LOEWE-Förderlinie 3 konnten in Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaftseinrichtungen und hessi-
schen KMUs  im Zeitraum 2008 – 2011 bisher sie-
ben Forschungsprojekte in dem Themenbereich 
Energieeffizienz in der Produktions -und Prozess-
technik, vier Projekte in der Elektromobilität und 
vier Projekte in der Biomassenutzung bewilligt 
werden. 

Fossile Energieträger

Der Anteil der erneuerbaren Energien soll stetig 
wachsen und die fossilen Energieträger schritt-
weise ersetzen. In der Übergangszeit bis zum 
Erreichen der vollständigen Deckung des Ener-
giebedarfs aus erneuerbaren Energien muss die 
Versorgungssicherheit ergänzend durch fossile 
Kraftwerke sichergestellt werden.

Zukünftig werden die Anforderungen an die Re-
gelbarkeit der Kraftwerke wachsen, da über 90 
Prozent der im Bereich der erneuerbaren Energien 
neu installierten Erzeugungskapazitäten auf den 
fluktuierenden Energieträgern Wind und Solar-
energie beruhen.

Zum Ausgleich dieser Volatilität müssen vorzugs-
weise schnell reagierende und - aus Gründen der 
Ressourcenschonung und des Klimaschutzes – 
möglichst effiziente konventionelle Kraftwerke 
vorgehalten werden.

Hierfür kommen insbesondere Gas- und Dampf-
Kraftwerke (GuD-Kraftwerke) sowie Gasturbinen-
kraftwerke aufgrund ihrer kurzen Bauzeit, der 
technischen Betriebssicherheit, der vergleichs-
weise einfachen Regelbarkeit und der aus kurzen 

Startzeiten und vor allem der Möglichkeit einer 
schnellen Laständerung resultierenden flexiblen, 
dezentralen Einsetzbarkeit zur Deckung der Mittel- 
und Spitzenlast in Betracht.

Neben der Bereitstellung von Regelenergie über 
flexible Kraftwerke muss jedoch mittelfristig auch 
die Grundlast weiterhin durch zentrale Kohlekraft-
werke sichergestellt werden, da GuD-Kraftwerke 
insbesondere aufgrund der vergleichsweise hohen 
Brennstoffkosten hierfür weniger geeignet sind.

Auch die Struktur des vorhandenen Stromnetzes, 
das auf die Verteilung zentral erzeugten Stroms zu-
geschnitten ist, stellt einen wesentlichen Grund für 
den übergangsweisen Betrieb zentraler Kraftwerke 
dar.

Perspektivisch ist zu erwarten, dass mit zuneh-
mendem Ausbau der erneuerbaren Energien die 
Bedeutung der Grundlast zugunsten der Regel-
energie kontinuierlich abnehmen wird.

Die niedrige Größenordnung der derzeit geplan-
ten Leistungsinstallation in Hessen zeigt, dass sich 
die hessische Stromversorgung seit jeher inner-
halb des deutschen bzw. europäischen Stromver-
bundes bewegt und nicht vom Betrieb einzelner 
Kraftwerke abhängt. Aus diesem Grund ist eine 
von der gesamtdeutschen Planung losgelöste hes-
sische Kraftwerksplanung im Bereich der fossilen 
Energieträger nicht sinnvoll und die diesbezügli-
chen Handlungsmöglichkeiten von Landesregie-
rung und Verwaltung beschränkt.

Die zügige Durchführung der erforderlichen Ge-
nehmigungsverfahren (im Wege der Planfeststel-
lung oder nach Immissionsschutzrecht) ist durch 
das Land sicherzustellen und zu unterstützen.

4.1.2 Wärmeerzeugung

Ausbau der Biomassenutzung zur 
Wärmeerzeugung

Mit rund 80 Prozent wird der weitaus überwiegen-
de Teil der für energetische Zwecke mobilisierbaren 
Biomasse (Energieholz, biogene Abfallfraktionen) 
zur Produktion von Heizwärme eingesetzt. Dabei 
findet die regenerative Wärmeerzeugung mehrheit-
lich in privaten Haushalten statt (knapp 60 Prozent).

Dies entspricht 95 Prozent der gesamten Wärmeer-
zeugung aus regenerativen Energiequellen und 
unterstreicht die anhaltende Bedeutung der Bio-
masse für diesen Sektor.

Dabei wird Biomasse überwiegend lokal gewon-
nen und zur dezentralen Wärmeerzeugung in 
privaten Haushalten bzw. in Heizkraftwerken, die 
vorwiegend die aus biogenen Abfallfraktionen ge-
wonnenen Festbrennstoffe einsetzen,  verwertet.

Der Anbau von Energiepflanzen in Hessen liegt mit 
rund 60.000 ha oder 12,3 Prozent der Ackerfläche 
merklich unter dem Bundesdurchschnitt, der von 
der Fachagentur für nachwachsende Rohstoffe für 
2009 mit ca. 15 Prozent des Ackerlandes ausgewie-
sen wird. Auf 10.400 ha werden Energiepflanzen für 
Biogasanlagen angebaut. Das sind 2,1 Prozent des 
Ackerlandes oder 1,3 Prozent der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche. Diese Zahlen verdeutlichen, 
dass in Hessen keine merkliche Flächenkonkurrenz 
durch verstärkten Energiepflanzenanbau zu ande-
ren Nutzungsrichtungen wie der Nahrungs- und 
Futtermittelproduktion besteht. Unter dem Vorbe-
halt der effizienten und nachhaltigen Nutzung der 
Biomasse erscheinen daher weitere Ausbaupoten-
ziale für deren energetische Verwertung realistisch 
erschließbar. Die Hessische Landesregierung teilt 
die Auffassung des Hessischen Energiegipfels, dass 
dabei eine sorgfältige Abwägung zwischen der Pro-
duktion von Nahrungsmitteln oder Energiepflanzen 
auf landwirtschaftlichen Flächen erforderlich ist.

Die energetische Nutzung von Biomasse wird 
in Hessen bereits seit 2003 im Rahmen des Pro-
gramms zur Förderung der Nutzung von Bio-
rohstoffen aus der Land- und Forstwirtschaft 
gefördert. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der 
Wärmeerzeugung. Dementsprechend wurden 
nach Angaben des Witzenhausen-Instituts für Ab-
fall, Umwelt und Energie GmbH2 mit Landesmit-
teln in Höhe von rund 31 Millionen Euro zwischen 
1999 und 2010 insgesamt 113 Biogasanlagen, 
davon 24 mit Nahwärmeleitungen, 223 große Bio-
massefeuerungsanlagen (> 100 kW), davon 60 mit 
Nahwärmeleitungen sowie 137 kleine Biomasse-
feuerungsanlagen (50 - 100 kW, meist Pelletfeue-
rungen)  gefördert.

Zusammengenommen haben diese geförderten 
Anlagen eine thermische Leistung von ca. 88.000 
kW. Damit wird eine Primärenergieeinsparung von 
über 700.000 MWh/Jahr erreicht. Dies entspricht 
einem Heizöläquivalent von fast 30 Millionen Li-
tern pro Jahr.

Darüber hinaus haben viele hessische Landkreise, 
Städte und Gemeinden die Förderangebote des 
Landes in Anspruch genommen und in moderne 
Holzfeuerungsanlagen für ihre Liegenschaften in-
vestiert

Neben der investiven Förderung von Anlagen und 
Projekten unterstützt die Hessische Landesregie-
rung die energetische Biomassenutzung auch 
institutionell, z. B. mit dem Kompetenzzentrum 
HessenRohstoffe (HeRo) e. V, das in einem Netz-
werk von Partnern aus Industrie, Verbänden und 
Wissenschaft Programme zur Aus-, Fort- und Wei-
terbildung sowie Maßnahmen zur Erschließung 
energetisch nutzbarer Rohstoffpotenziale und zur 
Optimierung von Verwertungspfaden entwickelt. 
Im Bereich der energetischen wie auch der stoff-
lichen Biomassenutzung fungiert das Kompetenz-
zentrum HeRo als zentrale Anlauf- und Koordinie-
rungsstelle.

In einer bundesweit einmaligen Kooperation be-
treiben der Landesbetrieb Landwirtschaft Hes-
sen, der  Landesbetrieb Hessisches Landeslabor 
und  das Fraunhofer-IWES das  Hessische Biogas-
forschungszentrum (HBFZ) auf dem Landwirt-
schaftszentrum Eichhof in Bad Hersfeld. Das HBFZ 
nutzt in idealer Weise die Kooperationsnetzwerke 
der Partner und befasst sich schwerpunktmäßig 
mit der Entwicklung von Steuerungs- und Ma-
nagementsystemen zum flexiblen, bedarfsgerech-
ten Betrieb von Biogasanlagen, der technischen 
Optimierung von Biogasaufbereitungsanlagen, 
der Entwicklung von Verfahren zur Speicherung 
von Überschussstrom („Strom zu Gas“), der Opti-
mierung des Anbaus von Energiepflanzen und de-
ren Integration in nachhaltige landwirtschaftliche 
Fruchtfolgen sowie auch der Identifizierung und 
Bewertung von Wertschöpfungspotenzialen für 
die Landwirtschaft. Als Forschungsplattform steht 
das HBFZ nicht nur der Wissenschaft sondern auch 
Industriepartnern zur Verfügung. Zusätzlich wer-
den neue Chancen für landwirtschaftliche Betriebe 
entwickelt und in konkrete Beratungsempfehlun-
gen umgesetzt.
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Die Hessische Landesregierung wird vor diesem 
Hintergrund künftig die folgenden Aktionen und 
Maßnahmen zum Ausbau der energetischen Bio-
massenutzung zur Wärmeerzeugung in Hessen 
verfolgen:

 � Weiterentwicklung und Anpassung der Förde-
rung und Fortführung der Qualitätssicherung 
durch Beratung

 � Förderung der Nutzung „neuer“ Biomassen und 
der Konversion „schwierigerer Inputstoffe“

 � Durchführung des hessischen Leitprojekts „Bio-
Effizienz-Dörfer“

 � Projekte zur Steigerung der Nutzung von bioge-
nen Reststoffen und Abfällen

 � Durchführung von Fachveranstaltungen zur 
effizienten Bioerdgasproduktion und -nutzung 
(Strom und Wärme)

 � Intensive Öffentlichkeitsarbeit

Ausbau der Solarthermie

Die Strahlungsenergie der Sonne kann zur Wärme-
gewinnung und -speicherung genutzt werden. So 
können Gebäude allein durch die passive Nutzung 
der Solarenergie beheizt und belüftet werden, wo-
durch die Notwendigkeit einer konventionellen 
Heizanlage vollständig entfallen kann.

Im Bereich der Gebäudetechnik kann über Kollek-
torsysteme, die sinnvollerweise durch geeignete 
Dämmmaßnahmen ergänzt werden, nicht nur das 
Brauchwasser erwärmt werden, sondern auch ein 
wesentlicher Beitrag zur Deckung des gesamten 
Heizwärmebedarfs von Gebäuden erfolgen. Damit 
kann die konventionelle Heiztechnik entlastet und 
fossile Brennstoffe eingespart werden.

Hessen nimmt bei der Solarthermie mit den auf 
diesem Gebiet tätigen Herstellern und Forschungs-
einrichtungen eine führende Position ein, jedoch 
kann die Verbreitung dieser Nutzungsform der 
Sonnenenergie noch deutlich ausgebaut werden.

Hierzu wird die Hessische Landesregierung die fol-
genden Maßnahmen ergreifen:

 � Initiative zur Verstetigung und Anpassung der 
Förderung von Solarthermie im Mehrfamilien-
hausbereich, da diese im Vergleich zur Photo-
voltaik durch das Marktanreizprogramm des 
Bundes nicht ausreichend gefördert wird.

 � Prüfung der Anpassung der Bauordnung zur 
Einbeziehung der Nutzung von Solarthermie-
Anlagen bei der Planung von Industrieanlagen

 � Schaffung von Anreizen zur Installierung von 
Solarthermie-Anlagen z. B. durch geeignete Re-
gelungen bei der Contracting-Finanzierung.

Nutzung der Geothermie zur Wärmeerzeugung

Die Nutzung der oberflächennahen Geothermie 
für Heizzwecke (vor allem im Neubau) hat stark 
zugenommen. Es gilt, diesen Trend fortzuführen. 
Dazu bedarf es der Unterstützung potentieller 
Bauherren durch gezielte Informationen. Hessen 
hält dafür den Leitfaden des HLUG „Erdwärmenut-
zung in Hessen“ bereit. Eine Wanderausstellung 
gibt entsprechende Informationen. Ein zu erarbei-
tender Flyer soll  Orientierungshilfen für Investoren 
geben.

Maßnahmen zur Nutzung der 
oberflächennahen Geothermie zur 
Wärmelieferung:

 � Versorgung eines Großmarktes mit Geothermie 
 � Projekt Erdsondenwärmespeicher Mörfelden 
 � Erarbeitung des Flyers „Heizen mit Hilfe der 

Erde – Orientierungshilfe Wärmepumpe“
 � Fortführung der Informationsinitiative zur Nut-

zung der oberflächennahen Geothermie mit-
tels der vorhandenen Wanderausstellung

Als Maßnahme zur Nutzung der mitteltiefen Geo-
thermie zur Wärmelieferung ist das Projekt der 
Firma Frenger in Heubach zu nennen. Wenn dieses 
beendet ist, können anschließend daraus wissen-
schaftlich-technische Schlüsse für weitere Projekte 
gezogen werden.

Kraft-Wärme-Kopplung sowie Nah- und 
Fernwärme

Folgende Maßnahmen werden in diesen Berei-
chen umgesetzt:

 � Hochauflösendes Wärmekataster
Eine Wärmesenkenkarte, auf der jeder Kommu-
ne ein Wärmebedarf zugeordnet ist, wurde im 
Jahr 2008 durch die hessenEnergie erstellt. Die 
Auflösung dieser Karte ist für erste Abschätzun-
gen im Rahmen von konkreten Objektplanun-
gen zu grob. Eine höhere Auflösung ist erfor-
derlich, wie dies beispielsweise in Einzelfällen 
schon auf kommunaler Ebene im Rahmen von  
integrierten Klimaschutzkonzepten erfolgt ist. 
Weiterhin sollen bestehende Abwärmequellen 
sowie Nah- und Fernwärmeinfrastruktur be-
rücksichtigt werden. Hier soll mit einigen Pilot-
Kommunen begonnen werden, um die Syste-
matik zu entwickeln und zu testen. 

 � Informationsinitiative Kraft-Wärme-Kälte-Kopp-
lung in Industrieunternehmen
Die größten Abwärmeverluste finden im ge-
werblichen Bereich statt, dort gibt es noch 
erhebliches Einsparpotenzial bei den ener-
gieintensiven Unternehmen. Hier sollte in Zu-
sammenarbeit mit den Unternehmensverbän-
den (IHK, VHU, VCI, etc.) eine entsprechende 
Initiative ansetzen, mit deren Hilfe Abwärme-
nutzungspotenziale identifiziert und mobili-
siert werden sollen.

Markteinführungsinitiative  
„Mikro-KWK-Anlage“

Von einigen Herstellern wird bereits seit ein paar 
Jahren der Markteintritt von Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Anlagen im Leistungsbereich von 1 bis 2 
kWel (sog. Mikro-KWK-Anlagen) vorbereitet, die 
besser an das Marktsegment der Ein- und Zweifa-
milienhäuser angepasst sind. Nach anfänglichen 
Schwierigkeiten steht nun bei einigen leistungsfä-
higen Unternehmen die Markteinführung von Ge-
räten an, die explizit für diesen Einsatz konzipiert 
wurden. Die Kraft-Wärmekopplung steht bei der 
Energieversorgung derzeit im Fokus der Effizienz-
diskussion. Kleine Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopp-
lung („Stromerzeugende Heizungen“), die sich für 
den flächenhaften Einsatz eignen, sollen mit dem 
Ziel gefördert werden, dezentrale und hocheffi-
ziente Energiewandlungstechnologien auf den 
Markt zu bringen.
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4.2. Handlungsfeld  
Energieeffizienz

Verringerung des Energiebedarfs durch 
energetische Sanierung des Gebäudebestands

Die Hessische Landesregierung sieht im Bereich 
des Gebäudebestands ein besonders großes Ener-
giesparpotential. Rund 60 Prozent des Endenergie-
verbrauchs in Hessen (ohne Verkehr) wird für das 
Heizen und das Erwärmen von Wasser benötigt. 
Wenn Energie gespart werden soll, muss bei der 
Sanierung der 1,3 Millionen Wohngebäude in Hes-
sen mit insgesamt fast 2,9 Millionen Wohnungen 
angesetzt werden. 75 Prozent der Gebäude sind 
vor der ersten Wärmeschutzverordnung von 1977 
(oder der 1. Heizungsanlagenverordnung von 
1978) errichtet und bis heute kaum gedämmt. We-
niger als 20 Prozent der Heizungsanlagen befinden 
sich auf dem Stand der Technik. Diesen Moderni-
sierungsstau gilt es aufzulösen.

Die Hessische Landesregierung macht sich deshalb 
das Ziel des Hessischen Energiegipfels zu Eigen, 
die jährliche Sanierungsquote von derzeit 0,75 
Prozent auf mindestens 2,5 bis 3 Prozent zu erhö-
hen. Dies ist die Voraussetzung dafür, dass bis zum 
Jahr 2050 möglichst 100 Prozent auch des Wärme-
bedarfs durch erneuerbare Energien gedeckt wer-
den können. Primär setzt die Landesregierung im 
Gebäudebereich auf Investitionsanreize und auf 
Freiwilligkeit, weniger auf Vorschriften. Restriktive 
Regelungen werden die notwendige Investitions-
bereitschaft eher hemmen als fördern. 

Folgende Maßnahmen werden in diesem Bereich 
umgesetzt, um die Energieeffizienz im Gebäude-
sektor zu verbessern:

 � Die Landesregierung wird einen Sanierungs-
fahrplan für den hessischen Gebäudebestand 
erstellen. Als Grundlage können bereits er-
stellte Untersuchungen des Darmstädter Ins-
tituts Wohnen und Umwelt dienen, das über 
umfassende Datengrundlagen - sowohl für 
den Wohngebäudebestand als auch für den 
Nichtwohngebäudebestand - verfügt. Daraus 
sollen die erforderlichen Zwischenschritte zur 
Senkung des Raumwärmebedarfs in Hessen 
abgeleitet werden, um im Jahr 2050 möglichst 
100 Prozent des Bedarfs aus erneuerbaren Ener-
giequellen decken zu können.

 � Die Landesregierung sieht die Notwendigkeit 
eines Schubs für die energietechnische Sanie-
rung der Altbauten. Sie hat daher die im Som-
mer 2011 von der Bundesregierung ergriffene 
Initiative für steuerliche Abschreibungsmög-
lichkeiten unterstützt. Die Landesregierung hat 
im Bundesrat zudem die steuerliche Förderung 

von Einzelmaßnahmen befürwortet, damit die 
Energiewende für die Eigentümer finanzierbar 
ist. Angesichts der hohen Investitionsvolumina 
für eine Komplettsanierung bei einem Einfami-
lienhaus in einer Größenordnung von 50.000 
Euro unterbleiben sonst Einzelmaßnahmen, die 
in mehreren sinnvollen Schritten zum Ziel füh-
ren. Die Landesregierung hofft weiterhin, dass 
im Vermittlungsausschuss dazu noch ein positi-
ves Ergebnis erzielt werden kann und wird auch 
künftig Vorhaben zur steuerlichen Förderung 
energetischer Sanierungsmaßnahmen durch 
den Bund unterstützen mit dem Ziel, privates 
Kapital zu mobilisieren. 

 � Die Landesregierung wird kommunale Sanie-
rungsvorhaben unterstützen, bei denen durch 
Dämmung, neue Fenster mit Wärmeschutzver-
glasung und neue Heizungsanlagen auf Bio-
massebasis der Energieverbrauch gesenkt wird. 
Damit werden die Kommunen bereits jetzt da-
bei unterstützt, damit sie die Anforderungen 
der im Entwurf vorliegenden EU-Effizienzricht-
linie einhalten können. Danach sollen jährlich 
3 Prozent der Gebäudefläche von öffentlichen 
Einrichtungen wärmetechnisch saniert werden. 
Das kommunale Programm zur wärmetechni-
schen Sanierung wird durch ein kommunales 
Stromsparprogramm sinnvoll ergänzt.

 � Die Landesregierung wird auf Grund der posi-
tiven Erfahrungen die Förderung wärmetech-
nischer Sanierungen mit passivhaustauglichen 
Komponenten fortführen und neu strukturie-
ren. Es gilt jetzt weitere zusätzliche Erfahrungen 
mit der Passivhaustechnologie im Gebäudebe-
stand zu gewinnen, weil diese auch in diesem 
Bereich den Standard der Zukunft darstellen 
kann. Ein Schwerpunkt der Förderung soll mit 
Pilot- und Demonstrationsvorhaben im Miet-
wohnungsbau und bei Mehrfamilienhäusern 
gesetzt werden, aber auch Ein- und Zweifami-
lienhäuser werden gefördert.

 � Die Landesregierung wird die Gestaltungs-
möglichkeiten zur Optimierung der schon 
vorhandenen Förderinstrumente im Mietwoh-
nungsbau nutzen. Gemeinsam mit der Wirt-
schafts- und Infrastrukturbank wird das Ener-
gieeffizienzprogramm im Mietwohnungsbau 
fortgeführt. Durch Zinszuschüsse wird den Ei-
gentümern von Mietwohnungsgebäuden und 
der Wohnungswirtschaft ein zusätzlicher Inves-
titionsanreiz gegeben.

 � Die Landesregierung wird über die gezielte 
finanzielle Förderung von besonderen Hand-
lungsbereichen hinaus verstärkt Hemmnisse 
und Informationsdefizite bei potentiellen In-
vestoren abbauen. Daher wird die erfolgreiche 
Hessische Energiesparaktion künftig noch in-
tensiver unterstützt. In diesem Zusammenhang 
wird Hauseigentümern als individuelles Bera-
tungsinstrument weiterhin der „Energiepass 

Hessen“ zu besonders günstigen Konditionen 
mit einer geringen finanziellen Eigenbeteili-
gung angeboten. Der Energiepass Hessen klärt 
über den vorhandenen energetischen Standard 
eines Gebäudes auf und gibt gezielte Informati-
onen zu Verbesserungsmaßnahmen und deren 
Nutzen und Kosten. Eine fundierte und umfas-
sende Beratung ist Voraussetzung, damit die 
Umsetzungsbereitschaft für die notwendigen 
Maßnahmen erhöht wird. Dem dient auch der 
Aufbau von neuen regionalen Energieagentu-
ren, der durch die Landesregierung auch wei-
terhin umfassend gefördert wird (im Landkreis 
Bergstraße und im Werra-Meißner-Kreis ist dies 
bereits in 2011 erfolgt). Regionale Energieagen-
turen bieten ein kompetentes, unabhängiges 
und aktiv auf alle Energieverbraucher zuge-
hendes Beratungsangebot. Dieses wendet sich 
vor Ort an die privaten Energieverbraucher, die 
Gewerbetriebe und an die Kommunen. Darüber 
hinaus werden auch künftig Maßnahmen zur 
Information und Qualifikation gefördert. Dazu 
gehören insbesondere Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen für Architekten, Planer und 
Handwerker. Ein Schwerpunkt in der Öffentlich-
keitsarbeit wird beim Thema „Energieeffizienz“ 
gesetzt.

Energieeffizienz bei Neubauten

Neubauten, die heute errichtet werden, beeinflus-
sen den Energiebedarf für die nächsten 50 Jahre. 
Auch wenn im Verhältnis zum Gebäudebestand 
jährlich nur eine geringe Zahl an Baufertigstel-
lungen erfolgt, sollte jetzt auf einen optimalen 
energetischen Standard geachtet werden. 2009 
wurden in Hessen 11.000 Wohnungen in 4.500 
Wohngebäuden mit einer Wohnfläche von insge-
samt 1 Million Quadratmetern fertig gestellt. Der 
Flächenzuwachs im Verhältnis zur bereits vorhan-
denen Wohnfläche liegt lediglich bei unter 0,5 
Prozent im Jahr. Zusätzlich wurden 1.400 Nicht-
Wohngebäude mit etwa 2 Millionen Quadratmeter 
errichtet.

Neubauten unterliegen den Anforderungen der 
Energieeinsparverordnung (EnEV), die zuletzt 
2009 novelliert wurde und für Neubauten um 30 
Prozent gegenüber der EnEV 2007 verschärft wur-
de. Derzeit wird eine weitere Novelle vorbereitet, 
mit der die Anforderungen der EU-Richtlinie zur 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden umgesetzt 
werden sollen. Die EU-Richtlinie verlangt, dass 
Neubauten ab dem Jahr 2021 als Niedrigstener-
giegebäude errichtet werden. Deren Energiever-
brauch soll fast bei Null liegen oder der noch vor-
handene sehr geringe Wärmebedarf soll zum ganz 
wesentlichen Teil durch erneuerbare Energien ge-
deckt werden. Für öffentliche Gebäude gilt diese 
Anforderung bereits ab dem Jahr 2019.

Die Hessische Landesregierung hat seit vielen Jah-
ren die Passivhausbauweise mit einem Heizwär-
mebedarf von weniger als 15 KWh je Quadratmeter 
Wohnfläche unterstützt. In Hessen ist mittlerweile 
eine Vielzahl von derartigen Bauten entstanden. 
Dies war durch die besonders intensiven Begleit- 
und Qualifikationsmaßnahmen, die das Land fi-
nanziert wird, möglich. Besonders hervorzuheben 
ist dabei die Kooperationspartnerschaft, die den 
Arbeitskreis kostengünstige Passivhäuser trägt 
und die auch künftig fortgesetzt werden soll.

Folgende Maßnahmen werden getroffen:

 � Die Landesregierung setzt sich weiterhin dafür 
ein, dass bei der Novellierung der Energieein-
sparverordnung eine Zusammenführung mit 
dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-
WärmeG) erfolgt. Bei der Novelle gilt es darauf 
zu achten, dass hohe energetische Anforderun-
gen durch die Planer und bauausführenden Fir-
men umsetzbar bleiben.

 � Die Landesregierung strebt an, das Effizienzziel 
in alle Förderprogramme für bauliche Investitio-
nen aufzunehmen. Damit sollen neue geförder-
te Schulbauten, Kindertagesstätten und Sport-
hallen zukunftsorientiert und bereits heute mit 
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möglichst niedrigem Energiebedarf errichtet 
werden. Bei dem Neubau von Landesgebäuden 
sind bereits jetzt die Anforderungen der EnEV 
2009 um 50 Prozent zu unterschreiten. Leitge-
danke dabei ist ein „Fast-Nullenergiegebäude“ 
zu erreichen.

Landesregierung als Vorbild

Die Hessische Landesregierung geht in dem ge-
samten Prozess mit verschiedenen Maßnahmen 
als gutes Vorbild voran. Mit dem Energie-Effizienz-
programm und dem Projekt „CO2-neutrale Landes-
verwaltung“ unter Federführung des Hessischen 
Ministeriums der Finanzen soll die jährliche ener-
getische Sanierungsquote im Gebäudebestand 
des Landes perspektivisch von derzeit 0,75 Prozent 
auf mindestens 2,5 bis 3 Prozent gesteigert wer-
den. 

Hierzu sind folgende Maßnahmen vorgesehen:

 � In den kommenden Jahren sollen hierzu ins-
gesamt 160 Millionen Euro in die energetische 
Sanierung der vom Hessischen Immobilien-
management betreuten Landesliegenschaften 
investiert werden. Im Haushaltsplan 2012 sind 
dafür 9,7 Millionen Euro vorgesehen. Die dafür 
notwendigen Finanzmittel werden dem an-
wachsenden Bedarf entsprechend bis auf rund 
40 Millionen Euro im Jahr 2017 erhöht. Das seit 
dem Sommer 2008 aufgelegte „Projekt zur CO2-
Minderung der vom Landesbetrieb Hessisches 
Immobilienmanagement (HI) verwalteten Lie-
genschaften“ (CO2-Minderungsprogramm) zur 
Unterstützung der energetischen Gebäudes-
anierung im Gebäudebestand des Landes mit 
einem Etat von bisher 47 Millionen Euro wird 
weiterentwickelt und inhaltlich erweitert. Die 
bisher im CO2-Minderungsprogramm durchge-
führten Vorarbeiten (u. a. Potenzialabschätzung 
zur CO2-Einsparung in den Liegenschaften, Ver-
brauchs-Kennwerte der Liegenschaften, Vor-
Ort-Analysen, Priorisierung) werden mit dem 
Energie-Effizienzprogramm im Projekt CO2-
neutrale Landesverwaltung weiterentwickelt 
und systematisch umgesetzt.

 

Die Schwerpunkte des Energie-Effizienzpro-
gramms sind:

 � Gebäudebestand - Stromsparinitiative:
Die Umsetzungen werden vom Hessischen 
Immobilienmanagement (HI) und dem Hessi-
schen Baumanagement (hbm) zunächst in den 
LEO-Projekten (Immobilienportfolio) gestartet, 
denn hier ist die Landeszuständigkeit (HI/hbm) 
nur für die Technik gegeben und nicht für die 
Bausubstanz des Gebäudes.

 � Gebäudebestand -  Reduzierung des  
Wärmeverbrauchs: 
Die vom HI betreuten Landesliegenschaften 
werden in ein energetisches Ranking gestellt, 
wobei die Priorisierung nach dem CO2-Min-
derungsprogramm auf eine ganzheitliche 
Betrachtung erweitert wird. Ziel ist bei der 
energetischen Sanierung das Erreichen des 
Neubaustandards.  

 � Bei Neubauten erfolgt die technische Umset-
zung der Energieeffizienzstandards im Bau-
verfahren permanent. Zur Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit werden Lebenszykluskosten-
vergleiche aufgestellt. Leitfäden zur Gestaltung 
des Bauplanungs- und Durchführungsprozes-
ses unter energetischen Optimierungsgesichts-
punkten werden vom Hessischen Ministerium 
der Finanzen im Projekt CO2-neutrale Landes-
verwaltung, dem Hessischen Ministerium für 
Wissenschaft und Kunst und dem Hessischen 
Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz entwickelt.

 � Im Wettbewerb „Energie Cup Hessen“ konnte 
durch geändertes  Nutzerverhalten eine erheb-
liche Reduzierung des Energieverbrauchs bei 
den teilnehmenden Landesliegenschaften er-
reicht werden. Die Ergebnisse des Wettbewerbs 
werden künftig mit weiteren Liegenschaften 
umgesetzt. Ein Anreiz-System 50 Prozent / 
50 Prozent soll erarbeitet werden (Win-win-
Konzept), d.h. die Nutzer sollen unmittelbar 
von der erwirtschafteten Energieeinsparung 
profitieren. Der im Rahmen des Wettbewerbs 
ausgelobte Wanderpokal wird weiterhin als 
Anreiz dienen. Hierzu sollen die Aktivitäten der 
Dienststellen in einem Ranking verglichen wer-
den, wobei der Wanderpokal an den Sieger ver-
geben werden soll. Ein Fortbildungskonzept zur 
Schulung des Nutzerverhaltens wird entwickelt. 
Einzelne Schulungsmaßnahmen sind bereits in 
das zentrale Fortbildungsangebot 2012 des 
Landes integriert.

Strom sparen und Effizienz steigern

Die Hessische Landesregierung sieht in der Re-
duzierung des Stromverbrauchs in Hessen eine 
besondere Herausforderung. Während sich der 
gesamte Endenergieverbrauch (ohne Verkehr) im 
Jahr 2009 annähernd auf dem Niveau des Jahres 
1990 bewegt, hat sich bei der Nutzung von Strom 
ein Zuwachs von ca. 18 Prozent im gleichen Zeit-
raum ergeben. Besonders stark ist der Verbrauch 
von Strom im Sektor Haushalte, Gewerbe, Handel, 
Dienstleistungen gestiegen (+36 Prozent), wäh-
rend er im Industriesektor leicht zurückgegangen 
ist (-3 Prozent). Ausschlaggebend dafür sind eine 
sehr hohe Ausstattungsdichte an elektrischen 
Haushaltsgeräten, der intensive Einsatz von mo-
dernen Informations- und Kommunikations-
technologien und die besondere Bedeutung des 
Rhein-Main-Gebiets im Dienstleistungs- und IT-
Bereich. Vor diesem Hintergrund verfolgt die Lan-
desregierung das vom Hessischen Energiegipfel 
formulierte Ziel, möglichst 100 Prozent des Strom-
bedarfs bis zum Jahr 2050 aus erneuerbaren Ener-
gien bereitzustellen, wird sich dabei aber nicht 
von internationalen Entwicklungen im Dienstleis-
tungssektor lösen können. 

Die Landesregierung hält den europäischen An-
satz mit den Bausteinen „Vorgabe des Höchst-
verbrauchs“ und „Kennzeichnung des Stromver-
brauchs“ von Geräten für sehr wirkungsvoll, um 
die künftige Entwicklung des Stromverbrauchs im 
Haushalts- und Gewerbebereich positiv zu beein-
flussen. Die privaten Konsumenten und Unterneh-
men können sich bei ihren Kauf- und Investitions-
entscheidungen darauf verlassen, dass Neugeräte 
der erfassten Produktgruppen einen möglichst ge-
ringen Stromverbrauch verzeichnen. 

Den gegenwärtig größten Einfluss hat die „Öko-
Design-Richtlinie“ der Europäischen Union, die 
einen Rahmen für die Festlegung von Anforde-
rungen an die umweltgerechte Gestaltung ener-
gieverbrauchsrelevanter Produkte geschaffen 
hat. Bisher zwölf Verordnungen betreffen primär 
Stromanwendungen und erhöhen stufenweise 
die Anforderungen z.B. für Leistungsaufnahme 
und Verbrauch zu bestimmten Stichtagen. Ab die-
sen Stichtagen dürfen nur noch Geräte in Verkehr 
gebracht werden, welche die sich stets verschär-
fenden Anforderungen einhalten. Betroffen sind 
Produktgruppen von der Waschmaschine bis zum 
Fernseher einschließlich der Festlegung von ma-
ximal zulässigen Standby-Verlusten. Mehr als 20 
weitere Verordnungen sind auf europäischer Ebe-
ne in Vorbereitung. Der Orientierung bei Kaufent-
scheidungen dient das EU-Effizienzlabel, das den 
Endverbraucher auf Produkte aufmerksam macht, 
die am wenigsten Energie und andere wichtige 
Ressourcen verbrauchen (z.B. Wasser). Seit dem 

30.11.2011 gelten die EU-Verordnungen mit sie-
ben Effizienzklassen verbindlich für Fernsehgeräte 
und Haushaltskühl- und -gefriergeräte sowie ab 
dem 20.12.2011 für Haushaltsgeschirrspüler und 
Haushaltswaschmaschinen. Für weitere elektrische 
Geräte werden 2012 zusätzliche Verordnungen er-
wartet. Zuständige Behörden für den Vollzug sind 
seit 1999 die Kreisausschüsse und Oberbürger-
meister. Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Ener-
gieverbrauchskennzeichnungsrechts veranlasst 
die Landesregierung, sich mit der Möglichkeit 
eines wirkungsvolleren Vollzugs zu befassen, ob-
gleich bislang anlassbezogene Kontrollen als aus-
reichend erschienen.

Maßnahmen der Hessischen Landesregierung 
sind:

 � Die Landesregierung fördert die sehr weit ver-
breitete Informationsbroschüre „Besonders 
sparsame Haushaltsgeräte“ und deren jährli-
che Aktualisierung. Im Handel werden derzeit 
allein 2.300 verschiedene Kühl- und Gefrierge-
räte und 1.100 verschiedene Spülmaschinen-
modelle angeboten. Die Broschüre bietet den 
Verbrauchern einen einfachen Überblick über 
besonders sparsame Modelle. Sie vermittelt 
anschaulich, dass sich höhere Anschaffungs-
kosten stromeffizienter Geräte innerhalb der 
Lebensdauer amortisieren.

 � Die Landesregierung führt gemeinsam mit vier 
Kommunen im Schwalm-Eder-Kreis einen Mo-
dellversuch zur innovativen Straßenbeleuch-
tung mit LED-Lampen durch. Dieser wird wis-
senschaftlich durch die TU Darmstadt begleitet 
und im Februar 2012 mit einer Auswertung 
abgeschlossen. Bei positivem Ergebnis wird 
die Landesregierung den Einsatz der LED-Tech-
nologie in der Straßenbeleuchtung in kommu-
nalem Eigentum durch zusätzliche Förderung 
unterstützen. Bei einem Stromverbrauch von 
mindestens 300 Millionen KWh in Hessen nur 
für die Straßenbeleuchtung ergeben sich er-
hebliche Einsparpotentiale. Insgesamt bringen 
die hessischen Kommunen Betriebskosten von 
knapp 70 Millionen Euro jährlich für die Aus-
leuchtung der Straßen aus, dies sind deutlich 
über 1.000 Euro pro Jahr und Kilometer. Es wer-
den Einsparungen beim Stromverbrauch von 
über 70 Prozent erwartet. Allerdings sind die 
Anschaffungskosten derzeit noch sehr hoch.

 � Die Landesregierung misst einem Stromspar-
programm für kommunale Liegenschaften be-
sondere Bedeutung zu und bereitet dies vor. 
Gerade in Schulen, Bürgerhäusern und vielen 
anderen öffentlichen Gebäuden lassen sich 
erhebliche Einsparpotentiale bei vielfältigen 
Stromanwendungen erschließen. Mit dem 
kommunalen Stromsparprogramm wird das 
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kommunale Programm zur wärmetechnischen 
Sanierung sinnvoll ergänzt. 

 � Die Landesregierung ist der Auffassung, dass 
den Hauseigentümern das erhebliche Strom-
sparpotential nicht bekannt ist, das sich bei 
Heizungsumwälzpumpen durch Installation 
stromeffizienter Geräte ergibt. Bei 6.000 Be-
triebsstunden pro Heizperiode benötigen alte 
Pumpen 500-800 kWh, während neue Pumpen 
mit 60-150 kWh auskommen. Ein Austausch 
kann in einem Einfamilienhaus den Stromver-
brauch um 10 bis 20 Prozent reduzieren. Daher 
hat sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt, 
den Ersatz von 10.000 Heizungsumwälzpum-
pen durch stromeffiziente Geräte zu fördern. 
Sie wird dazu auf die Handwerksverbände, 
Hersteller und auch die Verbände der Hausei-
gentümer und Wohnungswirtschaft zugehen, 
um gemeinsam einen erfolgreichen Weg zur 
Abwicklung einer derartigen Breitenförderung 
zu finden.

 � Die Landesregierung hat im Bereich der ge-
werblichen Wirtschaft mit dem HIER-Projekt 
zur Stromeinsparung bereits ein besonders 
innovatives Vorhaben angestoßen. Dabei geht 
es um die Ermittlung der Stromsparpotentiale 
von Querschnittsanwendungen im Industriebe-
reich wie Druckluft, Klimatisierung von Produk-
tionsstätten und den Einsatz der Kraft-Wärme-
Kälte-Kopplung. Die gewonnenen Erkenntnisse 
werden Betrieben zur Verfügung gestellt, z.B. 
auch im Zusammenhang mit dem Projekt der 
Hessischen Nachhaltigkeitsstrategie „100 Un-
ternehmen für den Klimaschutz“. Sie eignen 
sich auch zur Einbringung in die Initiative für 
Energieberatung im hessischen Mittelstand zur 
Beseitigung von Informationsdefiziten bei klei-
neren und mittleren Unternehmen (KMU).

 � Die Landesregierung unterstützt die Vorschläge 
der Arbeitsgemeinschaft hessischer Industrie- 
und Handelskammern, des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds, des Hessischen Handwerkstags 
und der Vereinigung der hessischen Unter-
nehmerverbände zur „Initiative für Energiebe-
ratung im Mittelstand“. Ziel muss es sein, die 
Unternehmen zur Inanspruchnahme der bisher 
nicht in ausreichendem Umfang genutzten be-
stehenden Beratungsangebote zu bewegen. 
Fördermöglichkeiten bestehen bereits durch 
das Programm Hessen-PIUS (Produktionsinteg-
rierter Umweltschutz) des Hessischen Ministeri-
ums für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwick-
lung und die KfW-Energieeffizienzberatung. 

4.3 Handlungsfeld Infrastruktur

Der Aus- und Umbau der Energieinfrastruktur ist 
eine unabdingbare Voraussetzung für den Über-
gang hin zu einem überwiegend dezentral organi-
sierten Energiesystem. Hierzu zählen die Bereitstel-
lung von Flächen sowie der Bau von Kraftwerken, 
Solaranlagen, Biogasanlagen, Windkraftanlagen, 
Energiespeichern und Stromnetzen. Innerhalb 
dieses Prozesses besteht die Aufgabe darin, über-
regional genauso wie regional ein Höchstmaß an 
Zustimmung in der Bevölkerung zu erreichen. Das 
wird neben allen technischen Fragestellungen 
eine Herausforderung der kommenden Jahre sein. 

Ein weiteres Handlungsfeld wird die Vereinfa-
chung und Beschleunigung der Verfahren zur Pla-
nung und Genehmigung von Infrastrukturhaben 
sein, um den für die Energiewende notwendigen 
beschleunigten Ausbau der Energieinfrastruktur, 
wie insbesondere den Netzausbau bzw. die Mo-
dernisierung der Netze voranzubringen. Vorga-
ben des europäischen Umwelt- und insbesondere 
Naturschutzrechts, vor allem der EU-Richtlinien 
92/43EWG (FFH-Richtlinie) und 2009/147/EG (Vo-
gelschutzrichtlinie) sind mit Zielkonflikten zu Inf-
rastrukturvorhaben verbunden. Das europäische 
Umwelt- und Naturschutzrecht bedarf daher in Be-
zug auf die Planung und Realisierung solcher Pläne 
und Projekte einer Evaluierung und einer zukunfts-
fähigen Ausgestaltung unter Wahrung des Subsi-
diaritätsprinzips. Dabei ist auch zu untersuchen, 
inwiefern die materiellen Standards der EU einem 
beschleunigten Ausbau der Energieinfrastruktur 
entgegenstehen. Es ist darauf hinzuwirken, dass 
die berechtigten Belange des Naturschutzes einen 
beschleunigten Ausbau der Energieinfrastruktur 
nicht behindern. Der bürokratische, ökonomische 
und zeitliche Aufwand bei Infrastrukturplanungen 
soll möglichst gering sein. Weitere Möglichkeiten 
zur Vereinfachung und Beschleunigung der Ver-
fahren auch im Wege der Überprüfung materiellen 
Rechts ohne eine grundsätzliche Absenkung von 
Schutzstandards müssen umgesetzt werden. Auch 
Verfahrensregeln, etwa zum Raumordnungsver-
fahren, sind im Hinblick auf ihr Beschleunigungs-
potenzial zu überprüfen.

Ausbau der Übertragungsnetze

Die Hessische Landesregierung wird sich aktiv bei 
der Netzentwicklungsplanung einbringen, um 
eine größtmögliche Nachvollziehbarkeit des Aus-
baubedarfs sicherzustellen.

Die energiepolitisch geplante Ausweitung des 
Anteils erneuerbarer Energien an der Stromer-
zeugung erfordert Kapazitätserweiterungen des 
Stromverteilnetzes. Vor einer Netzausbauplanung 
müssen belastbare Informationen über die mit 
dem Netzausbau zu verknüpfende Stromversor-
gungsstruktur vorliegen und öffentlich diskutiert 
werden können. Denn die Struktur der Energieer-
zeugung bestimmt die Notwendigkeit des Netz-
ausbaus. Der Ausbau der Stromnetze umfasst 
sowohl die Übertragungsnetze als auch die Ver-
teilnetze. Der kurzfristig erforderliche Ausbau des 
Übertragungsnetzes bis etwa 2015 wird durch das 
Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG) festgelegt, 
welches für Hessen im Wesentlichen den Neubau 
der Verbindung von Wahle nach Mecklar ausweist. 
Die im EnLAG aufgeführten Trassen auf hessischem 
Gebiet werden nach derzeitigem Planungsstand 
erfüllt werden können. Der mittelfristige Bedarf 
für die Zeit nach 2015 wird in der dena-Netzstudie 
II abgeschätzt. Für Hessen ergibt sich hieraus ver-
mutlich der Bedarf für weitere zwei Leitungen. 

Ausbau der Verteilnetze

Die angestrebte Ausweitung des Anteils erneu-
erbarer Energien zieht auch einen gesteigerten 
Bedarf an Verteilnetzen nach sich. Dieser Bedarf 
soll möglichst zu den volkswirtschaftlich gerings-
ten Kosten gedeckt werden. Hierfür soll soweit als 
möglich eine Koordinierung des Ausbaus der Er-
neuerbaren Energien mit dem Netzausbau erreicht 
werden. Unter anderem soll die Ausweisung von 
Windvorrangflächen auch mit der Netzausbaupla-
nung koordiniert werden. 

Der Ausbau der Verteilnetze wird alle Spannungs-
ebenen betreffen. Die räumliche Häufung von 
Photovoltaikanlagen, die in das örtliche Nieder-
spannungsnetz einspeisen, wird einen Ausbau 
desselbigen erforderlich machen. Ebenso wird es 
sich mit den Mittelspannungsnetzen verhalten, die 
von Windkraftanlagen gespeist werden. Denkbar 
sind auch Ausbaunotwendigkeiten im Bereich des 
110kV-Netzes und den Umspannwerken.

Darüber hinaus müssen innovative planerische In-
strumente und Ansätze wie z. B. Planungsgemein-
schaften von Kommunen entwickelt werden, um 
die Effizienz der Planung und damit letztlich auch 
die Geschwindigkeit der Planungsumsetzung 
deutlich zu erhöhen.

Intelligente Netze

Aufgrund der volatilen Einspeisung regenerativ 
erzeugten Stroms steigen die Anforderungen an 
die Netze, um die Sicherheit des Netzbetriebs zu 
gewährleisten und die Kosten für alle Beteiligten 
möglichst gering zu halten. Diesen Anforderun-
gen werden die aktuellen Netze nicht gerecht. 
Vielmehr ist der Umbau zu „intelligenten Netzen“ 
(„smart grids“) erforderlich. So müssen die Netze 
darauf ausgerichtet sein, mit häufigen und schnell 
wechselnden Lastveränderungen bzw. Änderun-
gen der Lastflussrichtung umzugehen und darauf 
zu reagieren. Dies erfordert auch eine dauernde 
Überwachung und Steuerung des Netzes, die 
durch intelligente Netze gewährleistet ist.

Die Hessische Landesregierung erkennt die Ausge-
staltung des zukünftigen intelligenten Netzes als 
einen wichtigen Zukunftsmarkt für die hessischen 
Technologiefirmen. Sie wird erstmals im Jahr 2012 
einen hessischen Preis für innovative neue Ent-
wicklungen auf diesem Gebiet ausloben (Smart-
Energy-Preis).

Die Hessische Landesregierung unterstützt Ent-
wicklungs- und Demonstrationsvorhaben auf dem 
Gebiet der intelligenten Netze. Auf Bundesebene 
wirkt sie darauf hin, die energierechtlichen Voraus-
setzungen für deren Realisierung zu verbessern. 

Netzregulierung

Die Netzregulierung unterliegt dem Bundesrecht 
und kann durch die Hessische Landesregierung in-
sofern nur durch entsprechende Bundesratsinitia-
tiven  beeinflusst werden. Vor diesem Hintergrund 
wird sie aufgrund der Empfehlungen des Hessi-
schen Energiegipfels zunächst das Regulierungs-
verfahren als solches prüfen, um gegebenenfalls 
im Dialog mit dem für das Regulierungsrecht zu-
ständigen Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie auf die Beseitigung investitionshem-
mender Effekte des derzeitigen Systems hinzuwir-
ken. Dies kann z. B. durch Einführung einer dyna-
mischen Erlösobergrenze, die der tatsächlichen 
Entwicklung der kapitalgebundenen Kosten Rech-
nung trägt, erreicht werden. Dadurch könnte der 
aktuell bestehende erhebliche Zeitverzug bei der 
Erlöswirksamkeit von Investitionen deutlich abge-
mildert bzw. ganz vermieden werden.
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4.4 Handlungsfeld Akzeptanz

Einen der Schlüssel für mehr Akzeptanz sieht die 
Hessische Landesregierung darin, über Verfahren 
und Vorhaben früher zu informieren, Probleme 
und Konflikte offen, ehrlich und transparent an-
zusprechen, Beteiligungsmöglichkeiten für die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort im Rahmen der 
vorhandenen Möglichkeiten zu stärken sowie ein-
mal getroffene Entscheidungen innerhalb über-
schaubarer Zeiträume verlässlich umzusetzen. 
Wesentlich ist dabei die Förderung und Stärkung 
der Eigeninitiative von Bürgern und Wirtschaft vor 
staatlichem Handeln. In zunehmendem Maße sol-
len Kommunikationsprozesse initiiert werden, die 
Planungsverfahren vorgelagert sind. Dies gilt ins-
besondere bei Projekten, bei denen widerstreiten-
de Interessen aufeinander treffen.

Der Bau einer 380 kV-Hochspannungsleitung oder 
die Errichtung eines Windparks kann beispielswei-
se nur dann umgesetzt werden, wenn den Bürge-
rinnen und Bürgern mehr Mitsprache eingeräumt 
wird. Beteiligungsprozesse müssen künftig so ge-
staltet sein, dass Bürgerinnen und Bürger auf der 
Basis hinreichender Informationen und in einem 
Prozess aktiver Mitarbeit in die Lage versetzt wer-
den, Entscheidungen zu optimieren und deren 
Umsetzung zu akzeptieren. Hierzu sollen Leitfäden 
mit Musterabläufen zur Begleitung von Infrastruk-
turmaßnahmen und des Ausbaus von Energie-
erzeugungsanlagen erstellt werden.

Bewährt haben sich auch Mediationsverfahren, 
um einen solchen Konsensbildungsprozess anzu-
stoßen. Das Internet ist eine geeignete Plattform, 
um Bürgerbeteiligung zu ermöglichen. Bürger-
beteiligung kann daneben auch die Gründung 
von Energiegenossenschaften zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie bedeuten. Solche Gründun-
gen werden von der Hessischen Landesregierung 
unterstützt. 

Der Umbau hin zu einer Energieversorgung aus 
erneuerbaren Energien erfordert bei allen Beteilig-
ten hohes Problembewusstsein, fundiertes Wissen, 
persönliche Handlungsbereitschaft und die Akzep-
tanz der notwendigen Maßnahmen und Schritte. 
Um dies zu erreichen, startet die Hessische Landes-
regierung in Zusammenarbeit mit Unternehmen 
eine Informationsinitiative. Adressaten sind die 
Bürgerinnen und Bürger, die Medien sowie die Ent-
scheidungsträger in den Städten und Gemeinden.

Die Informationsinitiative soll auf zwei Wirkungs-
richtungen abzielen: Wissen und Handeln - Wissen, 
um die notwendige Sensibilisierung und Akzep-
tanz zu erreichen. Handeln, um konkrete Wirkung 
in den persönlichen Bereichen Zuhause, Beruf und 
Betrieb, Freizeit und Urlaub zu erzielen.

Es soll nachvollziehbar werden, welche Schritte 
jeder Einzelne gehen muss, um den Umbau zu ei-
ner Energieversorgung aus erneuerbaren Energien 
zu erreichen. Im Vordergrund sollen die privaten 
Haushalte stehen.

Diese Informationsinitiative ist in drei Phasen ge-
plant, die sich zeitlich überlagern können:

Die 1. Phase gilt der Bestandsaufnahme. Während 
dieser Phase wird der Status Quo der Erneuerbaren 
Energien in Hessen, die aktuelle Akzeptanzsituati-
on der Erneuerbaren Energien sowie der Stand der 
Wertschöpfung durch Erneuerbare Energien in 
Hessen erhoben.

Die 2. Phase dient der Kommunikation der Vorteile 
der Erneuerbaren Energien in Hessen (z.B. durch 
die Vorstellung eines Energieatlasses, eines Reise-
führers Erneuerbare Energien, eines Onlineportals 
zu Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz 
sowie eines Infobusses zum Thema Erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz).

Während der 3. Phase sollen Partner gewonnen 
und gemeinsam kommunale Projekte durch-
geführt werden. Dies wird u.a. durch die Unter-
stützung von Kommunen bei der Erstellung und 
Umsetzung vorbildlicher Energiekonzepte sowie 
durch die Ermöglichung einer Moderation und 
Mediation als Unterstützung von Kommunen er-
reicht.

Die vom Hessischen Ministerium für Umwelt, 
Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
ins Leben gerufene, bereits bestehende Initiative 
„Hessische Energiesparaktion“ (HESA) wird weiter 
ausgebaut, um vor Ort für eine energetische Sa-
nierung von Bestandsgebäuden, für den Einsatz 

von erneuerbarer Energien und das Stromsparen 
zu werben. Geplant sind für 2012 folgende Maß-
nahmen:

 � Qualifikationsmaßnahmen und Energieberater-
Lehrgänge in Zusammenarbeit mit der Aka-
demie der Architektenkammer Hessen, der In-
genieurkammer Hessen und weiteren großen 
Aus- und Weiterbildungsinstitutionen.

 � Energieberatungsaktionen mit Kooperations-
partnern in Kommunen, mit der Kreditwirt-
schaft, bei Messen und Gewerbeausstellungen

 � Präsentation der Ausstellung „Energiesparen im 
Altbau“ in vielen hessischen Städten und Ge-
meinden; Konzeption von zwei neuen Ausstel-
lungen zu den Themen „Stromeinsparung im 
Haushalt“ und „Dachdämmung“

 � Zusammenarbeit mit Migranten zum Thema 
„Energieeinsparung – Klimaschutz“ 

 � Aktion „Stromsparende Umwälzpumpen“ 
 � Erstellung des „Energiepass-Hessen“, der Haus-

eigentümern individuelle Einsparmöglichkei-
ten durch energetische Sanierungen aufzeigt

Es erscheint auch dringend erforderlich, Förder-
programme bei Bund, Ländern und Kommunen 
sowie die zuständigen Stellen übersichtlich darzu-
stellen. Daher werden wir einen hessischen Förder-
kompass als Internetportal einrichten. 
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Handlungsträger 
der Energiewende

In Hessen wird die Umsetzung der Energiewen-
de im Wesentlichen durch die Unternehmen, 
Kommunen und Bürger getragen.

Die Beiträge dieser Akteure müssen in erster Linie 
auf der grundsätzlichen Einsicht in die Notwendig-
keit des Systemwechsels und der Akzeptanz der 
daraus folgenden Maßnahmen basieren.

Die Hessische Landesregierung unterstützt die 
Akteure der Energiewende wirksam mit maß-
geschneiderten investiven und nicht-investiven 
Fördermaßnahmen, durch gezielte Projekte und 
durch ein umfassendes Informations- und Bera-
tungsangebot, aber auch durch Gesetzgebungsin-
itiativen auf der Bundesebene.

Daraus folgt die Motivation zur aktiven Mitarbeit 
und auch zu eigenen finanziellen Investitionen in 
den Gebäudebestand, die Gebäudeinfrastruktur, 
in effiziente Haushaltsgeräte, die Energieeffizienz 
von Produktionsprozessen und - auf der kommu-
nalen Ebene - in den Aufbau neuer bzw. die Ent-
wicklung vorhandener dezentraler, auf lokalen/
regionalen Ressourcen beruhender Energieerzeu-
gungskapazitäten und Verteilungsinfrastrukturen.

Eine von allen gesellschaftlichen Kräften in Hessen 
gewollte und unterstützte Energiewende braucht 
die Unterstützung aller Akteure. 

Bürger

Bei allen Maßnahmen muss die gesellschaftliche 
Akzeptanz durch eine Bürgerbeteiligung, eine 
frühzeitige Einbindung und eine offene Kom-
munikation gewährleistet sein. Die Akzeptanz 
der Erneuerbaren Energien wird nicht nur durch 
gerichtsfeste Standortflächen unter Berücksichti-
gung konkreter Kriterien gesteigert, sondern auch 
durch Bürgerbeteiligungsmodelle, interkommu-
nale Zusammenarbeit und einvernehmliche Ab-
stimmung. Denkbar sind letztlich auch genossen-
schaftlich organisierte Bürgerwindparks, die einen 
echten, auch materiellen Nutzen für die Bürgerin-
nen und Bürger bedeuten. 

Unternehmen, Verbände, Gewerkschaften

Der „umweltorientierte Wirtschaftssektor“ ist ein 
Wachstumsmarkt, an dem hessische Unternehmen 
bereits als Weltmarktführer partizipieren. Sie tra-
gen auch erheblich zur Entwicklung der erneuer-
baren Energien bei. Auf der anderen Seite besteht 
bei der hessischen Wirtschaft z.B. ein großes Ener-
gieeinsparpotenzial, das dringend genutzt werden 
sollte. Die Hessische Landesregierung erwartet 
von den Unternehmen, insbesondere auch den 
Unternehmen der Energiewirtschaft, den Verbän-
den und den Gewerkschaften, die sich alle aktiv 
am Hessischen Energiegipfel beteiligt haben, wei-
terhin eine aktive Unterstützung. Nur dadurch lässt 
sich eine breite Akzeptanz der hessischen Energie-
politik in der Bevölkerung erreichen. 

Kommunen

Den Kommunen wird bei der Umsetzung der 
Energiewende – insbesondere hinsichtlich der 
Akzeptanz - eine besondere Rolle zukommen. Die 
energiepolitischen Möglichkeiten von Städten, 
Gemeinden, Landkreisen und anderen kommuna-
len Körperschaften liegen insbesondere auf den 
Gebieten der kommunalen Energiekonzepte, der 
kommunalen Förderprogramme für den Einsatz 
bestimmter Energieformen oder im Bereich der 
Energieeffizienz, der kommunalen Energiewirt-
schaft, dem kommunalen Energiemanagement 
(Aktivitäten der Kommunen, ihren eigenen Ener-
gie- und Ressourcenverbrauch unter ökonomi-
schen und ökologischen Aspekten zu optimieren), 
den kommunalen Beratungsangeboten sowie des 
kommunalen Wertschöpfungspotenzials.

5
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6 Monitoring Die Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen im Rahmen der Energiewende erfordert eine 
fachlich kompetente Begleitung (Monitoring), die permanente Präsenz in der Öffentlichkeit und 
gegebenenfalls die Übernahme von koordinierenden Funktionen in enger Abstimmung mit dem 
Hessischen Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Dies gilt ins-
besondere für die energiebezogene Öffentlichkeitsarbeit, die Weiterentwicklung der vorhande-
nen Informations- und Beratungsprogramme für Privathaushalte, Kommunen und Unternehmen, 
die Vernetzung der verschiedenen regionalen und kommunalen Energieinitiativen und Akteure 
sowie gegebenenfalls die Mitarbeit bei konkreten Fördervorhaben der Landesregierung. 

Der angestoßene Prozess wird einen langen Zeitraum in Anspruch nehmen. Hier gilt es ebenfalls, die 
Maßnahmen und Förderprogramme ständig auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen, um gegebenenfalls 
gegensteuern zu können.

Die Hessische Landesregierung wird zur Steuerung des Prozesses eine Monitoringstelle einrichten, die 
unabhängiger Dienstleister des Landes in allen Energiefragen sein und landesweit agieren soll. Sie wird 
als Steuerungs- und Controllinginstrument dienen und die regionalen Energieagenturen, die die eigent-
lichen Beratungsleistungen vor Ort erbringen, koordinieren und das vorhandene Angebot bündeln. 
Auch die Evaluierung von Förderprogrammen im Hinblick auf die Zielsetzung der neuen Energiepolitik 
fällt in ihren Aufgabenbereich.
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7 Zusammenfassung 
und Ausblick

In Hessen wurde mit dem Hessischen Energiegipfel ein beispielgebender gesellschaftlicher Pro-
zess eröffnet. Eine der drängendsten Fragen unserer Zeit – nämlich die Frage nach der Ausgestal-
tung der Energieversorgung der Zukunft – wurde mit allen gesellschaftlichen Kräften erörtert und 
ein konsensualer Weg für Hessen erarbeitet. Es ist nun Aufgabe der Hessischen Landesregierung, 
die Beschlüsse des Hessischen Energiegipfels zielgruppenorientiert in die folgenden vorrangigen 
Maßnahmen umzusetzen:
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Maßnahmen für die privaten Haushalte:

 � Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit für alle Bereiche 
der Erneuerbaren Energien und der Energief-
fizienz, um die Akzeptanz für den Ausbau der 
Erneuerbaren Energien zu erhöhen - Akzeptan-
zinitiative

 � Beratungs- und Förderangebote zum Einsatz 
von Biomasse zur Wärmeerzeugung

 � Überblick über Dachflächen für Photovoltaikan-
lagen/Solardachkataster

 � Informationsangebote für die Anwendung der 
oberflächennahen Geothermie zur Wärmeer-
zeugung 

 � Weitere Unterstützung der Forderung der steu-
erlichen Abschreibungsmöglichkeiten bei der 
energetischen Sanierung von Bestandsbauten 
im Vermittlungsausschuss des  Bundesrates

 � Förderung von wärmetechnischen Sanierungs-
maßnahmen mit passivhaustauglichen Kom-
ponenten (Schwerpunkt der Förderung soll mit 
Pilot- und Demonstrationsvorhaben im Miet-
wohnungsbau und bei Mehrfamilienhäusern 
sowie bei Ein- und Zweifamilienhäusern gesetzt 
werden)

 � Beratungsangebot zur Sanierung des Gebäude-
bestandes: Energiepass Hessen

 � Informationsangebot „Besonders sparsame 
Haushaltsgeräte“

 � Aktion „Stromsparende Umwälzpumpen“
 � Fortführung der Informationsinitiative zur Nut-

zung der oberflächennahen Geothermie 

Maßnahmen für die Unternehmen und 
Verbände:

 � Forschungsprojekte und innovative Konzepte 
für die Nutzung von Biomasse zur Stromerzeu-
gung

 � Fachveranstaltungen zur effizienten Biogaspro-
duktion und -nutzung zur Strom- und Wärmeer-
zeugung

 � Vereinheitlichung, Vereinfachung und Be-
schleunigung des Verwaltungshandelns (Raum-
ordnungs- bzw. Genehmigungsverfahren) im 
Zusammenhang mit Infrastrukturmaßnahmen 
und der Errichtung von Windkraftanlagen

 � Überblick über Dachflächen für Photovoltaikan-
lagen/Solardachkataster

 � Informationsangebote für die Anwendung der 
oberflächennahen Geothermie zur Wärmeer-
zeugung 

 � Förderangebot zur Absicherung des Fündig-
keitsrisikos bei Tiefengeothermieanlagen zur 
Stromerzeugung

 � Planungswerkzeug für Neubau bzw. anlagen-
technische Optimierung vorhandener Anlagen

 � Machbarkeitsstudie zur Einrichtung eines An-
wendungszentrums Wasserstoff Hessen (Unter-
stützung einer mobilen Wasserstoffinfrastruktur)

 � Informationsangebot zu den Einsatzmöglich-
keiten der Technologie

 � Informationsinitiative Kraft-Wärme-Kopplung 
in Industrieunternehmen

 � Förderung der Markteinführung und Markt-
durchdringung kleiner KWK-Anlagen

 � Beratungs-, Informations-, Weiterbildungs- und 
Qualifikationsangebote

 � Forschungsvorhaben zur Ermittlung von Effizi-
enzpotenzialen (HIER!-Projekt)

 � Unterstützung der Initiative „Energieberatung 
im Mittelstand“

 � Auslobung eines Smart-Energy-Preises

Maßnahmen für die Kommunen:

 � Beratungs- und Förderangebote zum Einsatz 
von Biomasse zur Wärmeerzeugung

 � Fachveranstaltungen zur effizienten Biogaspro-
duktion und -nutzung zur Strom- und Wärmeer-
zeugung

 � Vereinheitlichung, Vereinfachung und Be-
schleunigung des Verwaltungshandelns (Raum-
ordnungs- bzw. Genehmigungsverfahren) im 
Zusammenhang mit Infrastrukturmaßnahmen 
und der Errichtung von Windkraftanlagen

 � Überblick über Dachflächen für Photovoltaikan-
lagen/Solardachkataster

 � Erschließung neuer Flächen für die Errichtung 
von Photovoltaikanlagen

 � Informationsangebote für die Anwendung der 
oberflächennahen Geothermie zur Wärmeer-
zeugung 

 � Planungswerkzeug für Neubau bzw. anlagen-
technische Optimierung vorhandener Anlagen

 � Hochauflösendes Wärmekataster (Wärmesen-
kenkarte für Kommunen)

 � Unterstützung der wärmetechnischen Sanie-
rung kommunaler Gebäude

 � Kommunales Stromsparprogramm
 � Effizienzprogramm im Mietwohnungsbau
 � Unterstützung der Einrichtung von Energie-

agenturen zur Beratung und Information der 
Energieendverbraucher vor Ort

 � Modellversuche zu stromsparenden Beleuch-
tungstechnologien

Allgemeine Maßnahmen:

 � Erstellung eines Energiegipfelumsetzungsge-
setzes

 � Einrichtung einer Monitoringstelle, die unab-
hängiger Dienstleister des Landes in allen Ener-
giefragen sein und landesweit agieren wird

 � Veröffentlichung eines Erlasses für die natur-
schutzrechtliche Prüfung von Windenergie-
anlagen zur landesweiten Vereinheitlichung, 
Vereinfachung und Beschleunigung des Ver-
waltungshandelns und zur frühzeitigen Auflö-
sung von Zielkonflikten zwischen den verschie-
denen Rechtsvorschriften

 � Bereitstellung geeigneter landeseigener Wald-
grundstücke für die Nutzung der Windkraft im 
Wald

 � Aufbau einer Speichertechnologieoffensive
 � Erarbeitung einer Technologieoffensive des 

Landes Hessen
 � Erstellung eines Sanierungsfahrplans für den 

hessischen Gebäudebestand
 � Aufnahme des Effizienzziels ins alle Förderpro-

gramme für bauliche Investitionen
 � Investition von 160 Mio. € in die energetische 

Sanierung der Landesliegenschaften in den 
kommenden Jahren  

Dieser Maßnahmenkatalog zeigt, dass die Hes-
sische Landesregierung zur Bewältigung der an-
stehenden Herausforderungen entschieden auf 
den Ausbau der erneuerbaren Energien sowie auf 
mehr Energieeffizienz setzt, um den notwendigen 
Energiebedarf zu verringern. Bei Ausschöpfung al-
ler Effizienzpotentiale, gerade im Gebäudebereich, 
wird zukünftig ein Mix aus erneuerbaren und fos-
silen Energieträgern mit einem immer größer wer-
denden Anteil erneuerbarer Energien die Erzeu-
gungssituation in Hessen bestimmen. Diese findet 
sowohl in dezentralen als auch zentralen Anlagen 
statt. Fossile Energieträger werden noch für einen 
absehbaren Zeitraum als Brückentechnologie be-
nötigt.

Der Erfolg und die Geschwindigkeit hin zu einer 
sicheren, umweltfreundlichen, bezahlbaren zu-
künftigen Energieversorgung werden in hohem 
Maß davon abhängen, dass sich die Gesellschaft 
mit den notwendigen Maßnahmen identifiziert 
und jeder in Hessen seinen Beitrag zu einer Ver-
ringerung des Energieverbrauchs bzw. zu einem 
zukunftsfähigen Energiemix leistet. Die Hessische 
Energiepolitik setzt daher auf einen größtmögli-
chen Konsens zwischen Politik, Wirtschaft und der 
Bevölkerung und strebt eine enge Verzahnung bei 
der Energieproduktion mit der Bevölkerung an.

Um die Mitwirkung der Bevölkerung zu erreichen, 
wird die Landesregierung deshalb vor allem da-
rauf achten, dass die Bürgerinnen und Bürger an 
der Energiewende partizipieren. Sie wird deutlich 
machen, dass von dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien und von der verstärkten energetischen 
Sanierung das Handwerk und die heimische Indus-
trie ebenso profitieren wie die Hauseigentümer. 
Darüber hinaus schonen der Ausbau der erneuer-
baren Energien und die Steigerung der Energieeffi-
zienz die Umwelt durch geringere CO2-Emissionen.

Damit bei steigenden Anteilen fluktuierender 
Stromerzeugung auf Basis Sonne und Wind durch 
geeignete Speichertechniken die Netzstabilität, 
also die notwendige Stromversorgung „rund um 
die Uhr genau zum richtigen Zeitpunkt“ gewähr-
leistet werden kann, sind nicht unwesentliche 
Anstrengungen auch im Forschungsbereich uner-
lässlich. Dieser und den insgesamt mit der siche-
ren, umweltverträglichen, bedarfsgerechten und 
preiswürdigen Energieversorgung noch zu klären-
den Fragen wird an verschiedenen Forschungsins-
titutionen im Land nachgegangen. Auch der Elek-
tromobilität soll dabei besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden.

Das Energiegipfelumsetzungskonzept des Landes 
Hessen zur Umstellung der Stromversorgung auf 
erneuerbare Energien setzt auf Versorgungssicher-
heit, die Steigerung der Energieeffizienz, den Aus-
bau der erneuerbaren Energien und eine positive 
Klimabilanz. Eine nachhaltige und zukunftsfähige 
Energieversorgung sichert dauerhaft den Wohl-
stand und die Lebensqualität in Hessen. 

Zusammenfassung und Ausblick
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